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Klaus von Schubert

Bedingungen des Überlebens

Sicherheitspolitik und politische Moral 
zwischen Militärstrategie und Waffentechnik

Die Frage, ob Frieden herrschen wird, kann 
nicht allein von der Politik oder gar nur der 
Technik der Kriegsverhinderung beantwortet 
werden. Sicherheitspolitik der Kriegsverhin-
derung mit militärischen Mitteln ist unaufheb-
barvorläufig. Friedenspolitik reicht einen ent-
scheidenden Schritt weiter. Sie versucht die 
Vorläufigkeit der Kriegsverhinderung da-
durch zu überwinden, daß sie die bekannten 
und die denkbaren Kriegsursachen durch poli-
tisches Handeln und politische Konstruktion 
bannt. Friedenspolitik richtet sich auf das poli-
tische Verhalten und seine Institutionalisie-
rung in Strukturen, die man als Friedensord-
nung bezeichnen könnte. Mehr denn je in der 
Weltgeschichte sind jedoch in unseren Tagen 
militärische Mittel aufgeboten, Waffen unvor-
stellbarer Vernichtungskraft hergestellt und 
Millionen von Soldaten in ihrer Handhabung 
geschult.
Im Ost-West-Konflikt soll Rüstung und Mili-
tär der Kriegsverhinderung dienen. Ihr Vor-
handensein schließt notwendig die Gefahr ein, 
daß sie zur Kriegführung benutzt werden. 
Durch die Politik der Kriegsverhinderung mit 
militärischen Mitteln ist der Frieden latent,
durch die Existenz der Arsenale manifest ge-
fährdet. Das Politiksystem, in dem wir, die 
Menschen entwickelter Länder, leben, ist 
durch die andauernde Einstweiligkeit der 
Kriegsverhinderung gekennzeichnet. Eine 
Friedensordnung kann hier nur entstehen, 
wenn sich entscheidende Grundlagen dieses 
Politiksystems ändern. Diese Feststellung 
"ird jedoch friedenspolitisch erst dann be-
deutsam, wenn sie über die Erkenntnis und 
itik der Realität hinaus zum politischen 
ändeln führt, das die zu verändernde Reali-

tit voraussetzt und sich in dieser Realität voll-
ziehen kann.

I. Frieden — Sicherheit

Friedenspolitik setzt erfolgreiche .Kriegsver-
hinderungspolitik voraus. Es geht zunächst 
ums überleben im Schatten der von uns selbst 
geschaffenen Vernichtungspotentiale. Die 
Schreckensarsenale der entwickelten Länder, 
das „kill" und „overkill" sind Realität und blei-
ben selbst nach einer vollzogenen Abrüstung 
technische Möglichkeit. Die Menschheit muß

damit leben lernen, und dies angesichts der 
Drohung, dadurch in großen Teilen zu Tode zu 
kommen. Da die geschaffenen Instrumente 
nicht mehr aus dem Bereich des Möglichen zu 
beseitigen sind, stehen wir radikaler denn je 



vor der Notwendigkeit grundlegender politi-
scher Verhaltensänderung: von dem in Jahr-
tausenden eingeschliffenen Freund-Feind-
Denken und den Nullsummen-Spielen zum 
akzeptierten Pluralismus der Länder und Re-
gionen, zur wechselseitig akzeptierten An-
dersartigkeit zwischen Subjekten, die ihren 
Status aus dem Bewußtsein des eigenen Wer-
tes herleiten und auf dieser Grundlage zur So-
lidarität auf einem Globus mit begrenzten Res-
sourcen fähig sind. Einen Wandel in dieser 
Richtung zu formulieren, zu begünstigen, ein-
zuleiten und fortzusetzen ist die Aufgabe von 
Friedenspolitik. Sicherheitspolitik ist Voraus-
setzung und Bestandteil zugleich: Vorausset-
zung, insofern Kriegsverhinderung conditio 
sine qua non für Friedenspolitik ist, und Be-
standteil, insofern Sicherheitspolitik mit den 
Instrumenten der Vernichtung umgeht, hier 
also der Lernort für die Beherrschung der In-
strumente ist.
Die Instrumente zu beherrschen, die man sich 
geschaffen hat, und sich nicht von ihnen be-
herrschen zu lassen, ist ein Kernproblem der 
Kultur entwickelter Regionen. Das gilt für die 
Mechanismen der Energiegewinnung ebenso 
wie für das Instrumentarium der Wirtschafts-
lenkung oder die Techniken des Verkehrswe-
ge- und Siedlungshaus. Die fortgesetzte Rü-
stungsvermehrung führt der zivilisierten 
Menschheit erst recht die Situation des Zau-
berlehrlings vor Augen, in die sie sich hinein-
begeben hat. Die Möglichkeiten zur Vermeh-
rung seiner Kräfte, die sich der Mensch mit-
tels Technik und Industrie geschaffen hat, 
nutzt er gerade im Bereich der Rüstung bis an 
den Rand der Selbstvernichtung. Der Krieg, 
noch vor 150 Jahren als legitimes und einsetz-
bares Mittel der Politik beschrieben, erfuhr 
durch die Vermehrung der aktiven Teilneh-
mer in den Massenheeren der allgemeinen 
Wehrpflicht, durch die Technisierung der 
Waffen und die Industrialisierung der Rü-
stungsproduktion eine Potenzierung seiner 
Wirkung bis zu den verheerenden Weltkrie-
gen in unserem Jahrhundert. Doch selbst die 
Explosionen der ersten Kernspaltungsbomben 
über Hiroshima und Nagasaki haben bis zum 
heutigen Tage nicht zur Einstellung des Rü-
stens geführt, sondern der Fortsetzung auf der 
jeweils höchstmöglichen technischen Ent-
wicklungsstufe freien Lauf gelassen. Die Arse-
nale der Großmächte sind heute mit Tausen-

den nuklearer Sprengkörper unvorstellbar 
großer Schadenswirkung gefüllt. Zwar leben 
wir in dem Bewußtsein, nach Hiroshima in ein 
neues Zeitalter der Massenvernichtungswal. 
fen eingetreten zu sein, und dieses Bewußtsein 
hat dazu geführt, daß bislang keine weiteren 
Nuklearsprengkörper, kriegerisch eingesetzt 
wurden, nicht aber zu einem Verzicht auf ihre 
Produktion und die militärische Einsatzpla-
nung. Die Menschheit sieht die Gefahr der 
Selbstvernichtung und plant sie dennoch, weil 
die Möglichkeiten, politisch zu denken und zu 
handeln in ihrer Entwicklung weit hinter den 
Möglichkeiten, technisch zu planen und zu 
produzieren, zurückgeblieben sind.

Das im menschlichen Verhalten elementare 
Streben nach Sicherheit als Antrieb für politi-
sches Handeln' hat der Überwindung des 
Freund-Feind-Denkens und des Rüstens im-
mer wieder entgegengewirkt, obwohl dort die 
größten Gefahren für die Sicherheit jedes ein-
zelnen lauern. Sicherheit als angenommene 
Abwesenheit von Gefahr, als Wert und als 
Zwecksetzung der Politik wurde im Verlaul 
der überlieferten Menschheitsgeschichte im-
mer wieder mit Händen gegriffen und ver-
flüchtigte sich dennoch zur Utopie. Die politi-
schen Versuche, Sicherheit als einen Status 
der gesellschaftlichen Existenz zu erreichen, 
scheiterten immer wieder aus zwei Gründen: 
Zum einen bringt Politik keine endgültigen 
Verhältnisse hervor, jeder erreichte Zustand 
ist nur Station in einem Prozeß, der zu wei-
teren, anderen, ebenfalls nicht konservierba-
ren Stationen führt. Zum anderen stand das 
Mittel oft genug gegen den Zweck, wenn man 
sich in die Gefahr begab, um der Gefahr zu ent-
gehen, wenn Krieg geführt wurde, um Krieg zu 
vermeiden, wenn Krieg mit der Erwartung 
propagiert wurde, es handele sich um den letz-
ten Krieg.

Die Geschichte der europäischen Kriege unse-
res Jahrhunderts entlarvt die Vorstellung 
man könne die eigene Sicherheit durch Ge-
walt gegen andere befördern, in eindrucksyo. 
ler Weise als schwerwiegenden Irrtum- Die 
letzte Steigerung dieses Irrtums im sozialda 
winistischen Politikverständnis der Nationd 
Sozialisten, wonach Politik als ständige 
Kampf um Lebensraum zu verstehen ist, führte 
zu einem Unterwerfungs- und Vernichtung 
krieg gegen die Nachbarn in der Absicht, " 



Sicherheit des Reiches auf tausend Jahre zu 
garantieren. Diese Politik führte zur Zerstö-
rung und Zerstückelung des zu sichernden 
Gutes innerhalb von sechs Jahren. Indessen 
hat sowohl diese Erfahrung mit Kriegsführung 
als auch die Erfahrung mit Massenvernich-
tungswaffen nur zur einstweiligen Kriegsver-
hinderung im europäischen Raum geführt, 
nicht aber zur Trennung des verhängnisvollen 
Paares Rüstung und Sicherheit.
Der tief in unserer Kultur verwurzelte Wider-
spruch zwischen Kriegführungsfähigkeit und 
Kriegsverhinderungsabsicht wurde in den 34 
Jahren seit Hiroshima nicht aufgelöst, son-

dern eher verschärft, dabei allerdings auch 
deutlicher sichtbar. Darin liegt die friedenspo-
litische Chance sicherheitspolitischen Han-
delns. Wenn das Sicherheitsbedürfnis als 
Axiom

1

 menschlichen Verhaltens angesehen 
werden kann, muß die Kategorie Sicherheit in 
der Friedenstheorie einen zentralen Stellen-
wert einnehmen und in der Friedenspolitik als 
ein wesentliches Kriterium an Handlungsstra-
tegien angelegt werden. Sicherheitspolitik 
kann nur dann ihren Zweck nicht verfehlen, 
wenn sie die Arsenale beherrscht, begrenzt 
und vermindert, um den Weg für friedenspoli-
tischen Wandel offenzuhalten).

II. Sicherheitsvorstellungen im Ost-West-Konflikt

1. Das amerikanisch-sowjetische Konflikt-
und Sicherheitssystem

Aus dem Zweiten Weltkrieg resultierte der 
Untergang des Faschismus, doch riß er das Ba-
lance-System der europäischen Nationalstaa-
ten vollends mit sich. Diese Krise der zivili-
sierten Menschheit brachte indessen nicht 
eine neue Friedensordnung, sondern eine 
neue, gefahrvolle Konfrontation, den Ost-
West-Konflikt, hervor. Dieser Konflikt er-
schien für die folgenden Jahrzehnte als das be-
herrschende Strukturmerkmal der internatio-
nalen Politik vor allem in Europa. Er prägte 
sich in mehreren Dimensionen aus: einer ideo-
logischen, einer machtpolitischen und einer 
militärisch-technischen. Das nach zwei Welt-
kriegen besonders virulente Sicherheitsbe-
dürfnis beherrschte das politische Bewußtsein, 
ohne die Fragwürdigkeit des Freund-Feind-

onkens zu berühren. Der Krieg erschien als 
Sekundäre Gefahr. Primär fühlte man sich 
durch die vermuteten Intentionen des Kon-
liktgegners bedroht.

i ideologische Grundierung des Konflikts 
it älter als das Auseinanderbrechen der Anti-

itler-Koalition des Zweiten Weltkrieges. Die 
ontroverse zwischen der westlichen reprä-

sentativ-parlamentarischen und wirtschaftsli-
eralen Ordnungsvorstellung, insbesondere 
er anglo-amerikanischen Demokratietradi-
'on, einerseits und der leninistischen, zentra-
stisch und staatswirtschaftlich organisierten 

Avantgarde- und Bürokratiediktatur anderer-
seits existierte — eher latent — seit der Okto-
ber-Revolution. In den „Kriegserklärungen" 
des Kalten Krieges legitimierten 1947 sowohl 
der amerikanische Präsident Truman als auch 
sein sowjetischer Gegensprecher Shdanow 
das Eingeständnis und die Proklamation des 
offenen Konflikts mit der Unvereinbarkeit der 
politischen Ordnungsvorstellungen, wobei

1) Es fällt schwer, grundlegende Literatur anzuge-
ben. Unter diesem Vorbehalt nenne ich als „Klassi-
ker": Alastair Buchan, Der Krieg in unserer Zeit, dt. 
Ausg. München 1968: Henry Kissinger, Kernwaffen 
und auswärtige Politik, dt. Neuausgabe München 
und Wien 1974: als offene und gleichzeitig knappe 
Einführung in die Sicherheitsproblematik: Daniel 
Frei, Sicherheit, Stuttgart 1977; als breiten philoso-
phischen Versuch: Carl Friedrich von Weizsäcker, 
Wege in der Gefahr, München 1976; als Reader zur 
Frage von Krieg und Frieden: Uwe Nerlich, Krieg 
und Frieden im industriellen Zeitalter, sowie: Krieg 
und Frieden in der modernen Staatenwelt, beide 
Bde. Gütersloh 1966: als umfassenden Reader zu den 
gegenwärtigen Problemen: Klaus-Dieter Schwarz 
(Hrsg.), Sicherheitspolitik, Bad Honnef 19783, als 
umfangreiche Sammlung von Dokumenten: Klaus 
von Schubert (Hrsg.), Sicherheitspolitik der Bundes-
republik Deutschland. Dokumentation 1945—1977, 
Bd. I Köln 1978, Bd. II Köln 1979: für die deutsche 
Regierungsposition: Weißbücher der Bundesregie-
rung zur Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land, Bonn seit 1969.
Dieser Aufsatz entstand an der Hochschule der 
Bundeswehr München im Rahmen eines For-
schungsprojektes, das von der Deutschen Gesell-
schaft für Friedens- und Konfliktforschung (DGFK) 
gefördert wird.



beide Ideologien mit 
2

universalem Gültigkeits-
anspruch versehen waren ).
Die entscheidende machtpolitische Dimen-
sion des Konfliktes führte zur Formierung 
zweier Konfliktparteien in Bündnissen von ei-
nem in der neueren Geschichte bis dahin nicht 
gekannten Grad der Beziehungsdichte. Es 
ging um die Aufteilung des von Hitler hinter-
lassenen Machtvakuums in Europa in Herr-
Schafts- oder wenigstens Einflußsphären. Um 
die Nachlaßverwaltung bemühten sich in 
erster Linie die aus dem Zweiten Weltkrieg 
als Mächte erster Ordnung hervorgegangenen 
Staaten USA und UdSSR. Die Trennlinie die-
ser Konfrontation verlief dem Ergebnis der 
Kampfhandlungen von 1945 entsprechend 
quer durch, Deutschland. Nicht alle Interessen 
der Kontrahenten trafen spiegelbildlich auf-
einander, doch in den Fragen des politischen, 
des wirtschaftlichen und des Sicherheitssy-
stems wurden die unterschiedlichen Interes-
sen ausdrücklich und unmittelbar benannt.
Die Sowjetunion setzte nach dem Verlust der 
Einflußnahme auf ganz Deutschland af die 
zentral gelenkte, staatsbürokratische Diktatur 
der kommunistischen Partei, die Westmächte 
setzten auf Dezentralisation und Mehrpartei-
ensystem. Die USA waren am Wirtschaftslibe-
ralismus und am langfristigen Aufbau von 
Märkten, die Sowjetunion war in erster Linie 
an der kurzfristigen Entnahme aus den Resten 
des deutschen Industriepotentials interessiert. 
Die USA bauten ihre Militärmacht ab; sie ver-
ließen sich auf ihr Nuklearmonopol und die 
Fähigkeit zur Mobilisierung und zur schnellen 
Rüstung im Kriege. Die Sowjetunion behielt 
einen großen Teil des Kriegsheeres unter 
Waffen, um den von der Roten Armee erziel-

2) Zur ideologischen Dimension des Kalten Krieges 
vgl. z. B. die breite Diskussion bei Ernst Nolte, 
Deutschland und der Kalte Krieg, München 1974; 
zur machtpolitischen Dimension vgl. z. B. Louis J. 
Halle, Der Kalte Krieg, dt. Ausg. Frankfurt 1969; 
Zbigniew Brzezinski, How the Cold War was played, 
in: Foreign Affairs, H. 1/1972, S. 181 ff.; als Beispiel 
für die revisionistische Position der amerikanischen 
Historiographie: Joyce and Gabriel Kolko, The Li-
mits of Power. The World and United States Foreign 
Policy 1945—1954, New York 1972; Daniel Yergin, 
Der zerbrochene Frieden. Der Ursprung des Kalten 
Krieges und die Teilung Europas, dt. Ausg. Frank-
furt 1979 (Original 1977); Raymond Aron, Die impe-
riale Republik. Die Vereinigten Staaten und die üb-
rige Welt seit 1945, dt. Ausg. Stuttgart 1975. 

ten Geländegewinn in Europa — je nach west-
lichem Verhalten — in politische Einfluß-
nahme oder in politische Herrschaft umsetzen 
und halten zu können.

Militärisch-technisch standen sich zwei Mäch-
tegruppen mit unterschiedlicher militärischer 
Tradition und deutlichem Gefälle im tech-
nisch-industriellen Vermögen gegenüber. Die 
USA hatten im Zweiten Weltkrieg gezeigt 
daß sie ihre Industrieproduktion schnell und 
effektiv auf Kriegsgüter umstellen können 
und in der Lage sind, durch den konzentrier-
ten Einsatz wissenschaftlicher Kräfte und 
wirtschaftlicher Mittel ein Projekt wie die 
Kernspaltungsbombe zu realisieren. Mit den 
Kämpfen auf dem europäischen und fernöstli-
chen Schauplatz demonstrierten sie ihre Fä-
higkeit als Seemacht zur weltumspannenden, 
gleichzeitigen Kriegführung mit großen Hee-
ren und insbesondere großem Materialeinsatz. 
Die bereits in den Napoleonischen Kriegen 
bewiesene russische Fähigkeit, Invasoren 
trotz großer Verluste letztlich zu schlagen, 
wurde im Zweiten Weltkrieg bestätigt; dem 
dadurch gewonnenen russischen Selbstbe-
wußtsein stand allerdings ein Sicherheits-
trauma gegenüber, das aus den wiederholten 
Angriffen und den Verwüstungen des Landes 
durch eingedrungene Truppen resultierte.

Die verschiedenartigen historischen Erfah-
rungen und aktuellen Fähigkeiten der USA 
und der Sowjetunion brachten ein unter-
scheidbares Sicherheitsverständnis der Kon-
fliktgegner hervor. Die USA hatten sich zur 
maritimen Macht entwickelt, die ihre Sicher-
heitsinteressen auf die Beherrschung der sie 
umgebenden Meere und auf die Gegenküsten 
richtet. Jenseits des Pazifiks blieben die Ame-
rikaner als Besatzungsmacht in Japan und spa-
ter Korea, jenseits des Atlantiks in Deutsch-
land. Die Sowjetunion hielt sich an die Tradi-
tion kontinentaler Großmachtpolitik des Rus-
sischen Reiches. Ihr zentrales Sicherheitsin-
teresse galt der Beherrschung eines Vorfeldes 
westlich der eigenen Grenzen als Puffer gegen 
mögliche Invasoren. Der amerikanischen 
Technikkapazität stellten sie ein großes Land-
heer gegenüber, darüber hinaus unternahmen 
sie den Versuch, den technologischen Rück 
stand aufzuholen.
Innerhalb weniger Jahre entstand zwischen 
den beiden Polen Washington und Moskau 



ein konfrontatives Beziehungssystem. Die im 
Anziehungsbereich dieser Pole liegenden 
Staaten gruppierten sich als Kraftfelder, die 
man Blöcke genannt hat. Ostblock und West-
block wiesen in sich hierarchische Strukturen 
von Hegemoniesystemen auf — allerdings 
höchst unterschiedlicher Art und Intensität. 
Während die Vereinigten Staaten versuchten, 
politische Entwicklungen nach angelsächsi-
schem Demokratieverständnis durch Maßnah-
men wie den Marshallplan zu induzieren, Mili-
tärmacht jedoch primär als technische Zerstö-
rungskraft für den Fall eines Krieges ansahen, 
baute der Kreml ein System der unmittelbaren 
politischen Herrschaft auf, das sich nicht auf 
die Attraktion eines erfolgreichen politischen 
Systems oder erfolgversprechender ökonomi-
scher Anreize, sondern letztlich nur auf die 
Präsenz einer umfangreichen Armee stützen 
konnte.

Dementsprechend richtete sich die Gefahren-
wahrnehmung im Kalten Krieg des Ost-West-
Konfliktes gegenüber dem Osten auf die Mög-
lichkeit eines offensiven Gebrauchs des So-
wjetheeres, gegenüber dem Westen auf die 
Herausforderung, welche das westliche Poli-
tiksystem für das Legitimationsdefizit der So-
wjetherrschaft darstellte. Es- gab im Kalten 
Krieg kein westliches Heer, das zu einer Inva-
sion der osteuropäischen Staaten oder gar der 
Sowjetunion in der Lage gewesen wäre, aber 
es gab eine erstaunlich schnelle wirtschaftli-
che und politische Gesundung Westeuropas 
»ach Kriegsende und die Schaufensterwir-
kung der westdeutschen Zonen bzw. der Bun-
desrepublik Deutschland und insbesondere 
West-Berlins nach Osten.

Die aggressive Rhetorik der „Politik der Stär-
Ke und des „roll-back" mit der ausdrücklichen 
Zielsetzung, den Einfluß der Sowjetunion auf 
ihre eigenen Grenzen zurückzudrängen, 
konnten in Moskau den Eindruck entstehen 
lassen, der Westen werde politische Schwä-
chen ausnutzen, um den Vorgang der Sowjeti-
slerung in den mittel-osteuropäischen Staaten 
umzukehren. Der Osten hingegen entbehrte 
der politischen Attraktion, die DDR wirkte 
msbesondere in Deutschland als negatives 
chaufenster, doch die fortdauernde Präsenz 
sowjetischer Armeemacht und die Entstehung 
starker paramilitärischer Polizeikräfte hielt im 

osten die Unsicherheit in bezug auf die Be-

grenztheit der sowjetischen Ziele wach. Der 
Osten fühlte sich durch politisch-wirtschaftli-
che Mittel bedroht, der Westen durch militäri-
sche. Der Osten versuchte sein im Zweiten 
Weltkrieg militärisch und anschließend poli-
tisch erobertes Vorfeld, dessen die Sowjet-
union nach ihrem Sicherheitsverständnis be-
durfte, durch enge Blockkohäsion und militä-
rische Herrschaft nach Westen abzuschirmen. 
Der Westen gelangte zur Blockbildung, um 
sich militärisch gegenüber der als Bedrohung 
wahrgenommenen Sowjetmacht gemeinsam 
effektiver rüsten zu können.

Es zeigt sich bald, daß sich die Dynamik des 
Konfliktes in erster Linie auf die Befestigung 
der Fronten, die Prägung des jeweiligen Herr-
schaftsbereiches und die Ausformung der 
Bündnisstrukturen richtete, nicht aber auf ei-
nen offenen Austrag des Konfliktes mit Ge-
winnern und Verlierern. Die Risikoschwelle 
lag zu hoch, die Wahrscheinlichkeit war zu 
groß, daß es bei einer kriegerischen Verwick-
lung der beiden Führungsmächte USA und So-
wjetunion angesichts ihrer zwar unterschiedli-
chen, aber großen militärischen Potenz nur 
Verlierer geben könnte. Schon bei der Berlin-
Krise 1948/49 ließ sich das vorherrschende 
Prozeßmuster des Konfliktverlaufs beobach-
ten. Stalin wollte durch die Blockade der 
Westsektoren eine „Frontbegradigung" der 
Konfliktgeographie des Ost-West-Konfliktes 
herbeiführen. Die USA konnten West-Berlin 
räumen oder die Zufahrtswege militärisch 
freikämpfen oder bis auf weiteres aus der Luft 
versorgen wollen. Sie entschieden sich für die 
letzte Möglichkeit, weil sie das geringste 
Risko enthielt und alles weitere offenließ. 
Auch Stalin schlug mit der Separierung seines 
Sektors und dem Abbruch der Blockade den 
Weg des geringsten Risikos ein. Das Sicher-
heitsbedürfnis überwog das Prestigegefühl 
und das Gewinninteresse. Ähnlich zu inter-
pretieren ist der Ablauf der zweiten Berlin-
Krise vom Chruschtschow-Ultimatum 1958 bis 
zum Mauerbau 1961. Im Ost-West-Konflikt 
wurden keine Gewinne gemacht, für den 
Osten weder 1948 oder 1958 in Berlin noch 
1962 in Kuba, für den Westen weder 1953 in 
der DDR noch 1956 in Ungarn.

Dennoch ließ sich die militärische Ausprä-
gung des Konfliktes nicht aufhalten. Die 



Blockbildung vollzog sich zunehmend als Mili-
tärorganisation. Der Sowjetisierung der ost-
mitteleuropäischen Staaten folgte die NATO-
Gründung; der Formierung Westeuropas als 
Militärblock folgte die Gründung des War-
schauer Paktes; der amerikanischen Nuklear-
waffe folgte die sowjetische. In der Folge drei-
ßigjährigen Wettrüstens wurden sich die Mili-
tärpotentiale immer ähnlicher. In der jeweili-
gen Vermutung sowjetischen Expansionismus 
oder amerikanisch/westeuropäischen Revisio-
nismus wurzelte die jeweilige Reaktion, die 
wieder zur Aktion wurde. Der militärische 
Auf- und Ausbau der Potentiale gewann dabei 
eine bis heute zunehmende Eigendynamik; er 
wird von der politischen Konfliktintensität 
kaum beeinflußt.

Mit der wechselseitigen Wahrnehmung des 
Gleichgewichts, die sich etwa zu Beginn der 
sechziger Jahre einzustellen begann, endete 
die Phase der Revisionserwartungen und der 
Konfrontation aus Angst. Der Konflikt verlor 
mit der proklamierten Entspannungspolitik an 
Schärfe, blieb jedoch bestehen. Die Rüstungs-
dynamik wurde mit der proklamierten Rü-
stungskontrollpolitik als entschärft wahrge-
nommen, wenngleich sich das Wettrüsten 
fortsetzte.

In den ersten beiden Jahrzehnten des Konflik-
tes herrschte die Wahrnehmung der Konfron-
tation als wesentliches Strukturelement vor, 
in der folgenden Zeit die Wahrnehmung der 
Spannungsverminderung. Als wichtigster Fak-
tor für diese Wahrnehmung ist in der Phase 
des Kalten Krieges die Gefahrenerwartung 
und Risikovermutung trotz offensichtlicher 
Risikoscheu der Akteure in Europa anzuneh-
men. Immerhin kam es an der Peripherie, in 
Korea, zu einem heißen Ost-West-Krieg, gab 
es in Europa Ankündigungen und Vermutun-
gen des Revisionismus. Sicherheit suchte man 
in dieser Situation durch Abgrenzung und 
Entfaltung von Stärke. In der Phase der Ent-
spannung suchte und sucht man Sicherheit auf 
der Basis der respektierten Konfliktgeogra-
phie durch Stabilisierung des Gleichgewichts. 
Die dritte Phase des Konfliktverlaufs könnte 
bei fortgesetzter Entspannung, die sich als 
Vertrauensbildung auswirkt, durch den Auf-
bau eines Systems der kooperativen Rüstungs-
steuerung vorherrschend bestimmt werden.

Nachdem in der Entspannungspolitik die Ge-
fährlichkeit der politischen Spannung zwi-
schen Ost und West vermindert wurde, wäre 
nun die Gefährlichkeit der dem Rüstungswett-
lauf innewohnenden Triebkräfte zu beschrän-
ken.
Nicht auszuschließen ist heute aber ein Rück-
fall in die Konkurrenzpolitik der maximierten 
militärischen Stärke. In der amerikanischen 
wie in der sowjetischen Machtelite findet ein 
Ringen um die Politik zur Begrenzung militäri-
scher Machtentfaltung statt. Hier wie dort 
fehlt bei einer nicht geringen Opposition zur 
kooperativen Rüstungssteuerung das für die 
Selbstbeschränkung in der Rüstungskontroll-
politik erforderliche Selbstbewußtsein. Die 
US-Regierung glaubte schon im Herbst 1979, 
das SALT-II-Abkommen zur Begrenzung der 
strategischen Rüstung nur in der widersinni-
gen Verbindung mit einem großen Rüstungs-
programm für global- und kontinentalstrategi-
sche Waffensysteme dem Senat zur Ratifizie-
rung vorlegen zu können und belebt zu Beginn 
des Jahres 1980 die Politik der Eindämmung 
wieder. Die Sowjetregierung griff angesichts 
stockender oder technisch überholter Rü-
stungskontrollverhandlungen und vorherseh-
barer legitimatorischer Probleme im eigenen 
Hause, dem Vielvölkerstaat Sowjetunion, auf 
die schon zaristische Tradition der Herr-
schaftssicherung durch Unterwerfung und ter-
ritoriale Größe zurück. Moskau glaubt, durch 
militärisches Ausgreifen auf das südliche Vor-
feld mit der Intervention in Afghanistan Tur-
bulenzen der islamischen Region präventiv 
begegnen, sich damit auch im Süden ein be-
herrschtes Vorfeld schaffen zu können, das zu-
gleich strategische Basis für den südasiati-
schen Raum ist, und verletzt so die wahrge-
nommene globale Ost-West-Balance. Wie die 
amerikanische Reaktion mit u.a. der Aufschie-
bung der SALT-II-Ratifizierung (vorerst) und 
die sowjetische Gegenreaktion mit der Absage 
von Verhandlungen über eurostrategische 
Waffen (bis auf weiteres) zeigen, ist die Stabili-
tät des Ost-West-Verhältnisses nicht nur peri-
pher, sondern nach wenigen Tagen schon in 
Kern gefährdet. Die Politik der Rüstung und 
des überlegenheitsstrebens ist noch imme 
auf eine verläßlichere Legitimationsbasis un 
ter den Eliten in West und Ost gegründet as 
die Politik der Rüstungsverminderung und de* 
Machtbegrenzung.



2. Die deutschen Sicherheitsinteressen 
im Ost-West-Konflikt

Die deutschen Sicherheitsinteressen waren 
vom Ost-West-Konflikt in zweifacher Weise 
anders berührt als die der Führungsmächte. 
Zum einen lag und liegt Mitteleuropa und be-
sonders der von Deutschen besiedelte Raum 
im geographischen Zentrum des Konfliktes, 
gleichzeitig aber peripher zu den USA und der 
UdSSR. Diese Region wurde und wird stets als 
der Schauplatz, als das „War Theatre'1 eines 
Ost-West-Krieges angesehen. Die Deutschen 
in der Bundesrepublik wie in der DDR waren 
und sind demnach die in einem Krieg primär 
Gefährdeten. Zum anderen war die deutsche 
Frage, das Problem der Staatlichkeit und der 
poliüschen Identität der Deutschen nach dem 
Zusammenbruch von 1945 unmittelbar mit 
dem Ost-West-Konflikt verknüpft. Dadurch 
wurde vom Beginn des Konfliktes und der 
deutschen Teilung an die Sicherheitsfrage 
zum Schlüsselproblem für die anderen Felder 
politischer Entscheidung.

3) Vgl. z. B. Arnulf Baring, Außenpolitik in Adenau-
ers Kanzlerdemokratie, München 1969; Waldemar 
Besson, Die Außenpolitik der Bundesrepublik, Mün-
chen 1970; Klaus v. Schubert, Wiederbewaffnung 
und Westintegration, Stuttgart 1972.

Die Sicherheitsinteressen der Supermächte 
und ihrer Alliierten gegenüber dem besiegten 
Deutschland sprachen nicht dafür, im Vakuum 
eine neue deutsche Zentralmacht entstehen 
zu lassen. Teilung war die Folge. Die Deut-
schen selbst mußten zuerst! daran interessiert 
sein, daß ein kriegerischer Zusammenprall der 
Mächte, die das Vakuum aufzufüllen und aus-
zunutzen trachten könnten, vermieden wird. 
War die Teilung mangels deutscher politi-
scher Potenz nach der bedingungslosen Kapi-
tulation nicht zu verhindern, so lag es nahe, 
daß die Herrschaft der Sieger auch die Funk-
tion des Schutzes gegen die Übernahme durch 
die konkurrierende Macht enthielt. Beide 
deutschen Staaten waren Vorfeld und Einfluß-
bereich der Führungsmächte, zugleich aber 
auch ein Krisenherd und eine spektakuläre 
Spannungsursache im Ost-West-Konflikt. Die 
deutsche Rolle mußte sich im Sicherheitskal-

dl der Amerikaner und der Russen ambiva-
ent darstellen; umgekehrt mußten sich die 
derrschafts- unc] Sicherheitsinteressen der 
legermächte auch für die Deutschen ambiva-

ent ausnehmen.

Sicherheit war entweder in der 
der beiden Staaten für die jewei-

"g6 Führungsmacht oder in einer vereinigten, 
a er neutralen Position zwischen den Blöcken 

Die deutsche
Parteinahme

zu suchen. Die erste Lösung gewann über die 
Zeit den Bonus des Status quo. Dennoch sahen 
die Zeitgenossen der frühen fünfziger Jahre 
diese Lösung nicht als Selbstverständlichkeit 
an. Stalin stellte 1952 mit seinem Wiederverei-
nigungs- und Neutralisierungsvorschlag die 
Westmächte und damit die Bundesrepublik 
Deutschland vor die Frage, ob die zweite Lö-
sung als praktikabel und wünschenswert an-
zusehen sei. Das Interesse am Status quo und 
das Mißtrauen gegen die Ernsthaftigkeit des 
Angebots überwog. Es ist vorstellbar, aber 
fraglich, daß die Sowjetunion den interessan-
testen Teil ihres Vorfeldes, die DDR, in einen 
Handel eingebracht hätte als Gegenleistung 
für die Aufgabe eines westeuropäischen Mili-
tärblocks, wie er mit der Europäischen Vertei-
digungsgemeinschaft (EVG) als einer hochent-
wickelten und dementsprechend vorausseh-
bar effizienten Form zur Diskussion stand.
Die Regierung Adenauer vertrat mit Nach-
druck das Sicherheitskonzept der eindeutigen 
Parteinahme für den Westen und der mög-
lichst engen politischen Verbindung mit den 
westlichen Nachbarn. Die EVG hätte mit ei-
nem großen Schritt zur westeuropäischen Su-
pranationalität dieser Politik weitestgehend 
entsprochen. Der anstelle dieses Vorhabens 
schließlich 1955 vollzogene Beitritt der Bun-
desrepublik Deutschland zur NATO und zur 
Westeuropäischen Union (WEU) änderte den 
Adenauerschen Ansatz nur graduell, nicht 
prinzipiell. Die Bundesrepublik band sich poli-
tisch an den Westen, integrierte sich in die 
westliche Verteidigungsorganisation und si-
cherte sich den Schutz durch die Vereinigten 
Staaten auf Dauer. Die Wiedervereinigungs-
problematik rangierte deutlich hinter der Si-
cherheitsproblematik. Adenauer zog — im 
Konsens mit den Wählern — die Sicherung 
des westdeutschen Staates als „Spatz in der 
Hand" der gesamtdeutschen Neutralität mit 
ungewisser Sicherung als der „Taube auf dem 
Dach" vor3).
Die Regierenden in der DDR waren schon um 
des Machterhaltens willen angesichts ihrer 
dünnen Legitimationsbasis an der fortdauern-



den Präsenz der Sowjetunion interessiert. Ihr 
zentrales Sicherheitsproblem nach außen wie 
nach innen bestand lange Zeit in der fehlen-
den politischen und rechtlichen Anerkennung 
der staatlichen Existenz der DDR.
Mit der wechselseitig praktizierten Aner-
kenntnis der Einflußsphären der Blöcke und 
ihrer Führungsmächte verlor die deutsche 
Frage ihre Virulenz, wurde das Wiederverei-
nigungsproblem von der weltpolitischen Ta-
gesordnung abgesetzt. Die Deutschen ihrer-
seits konnten in der Folge dieser Entwicklung 
solange an der Entspannungspolitik zwischen 
den Weltmächten nicht aktiv mitwirken, wie 
sie ihr Streben nach Wiedervereinigung als 
mit der europäischen Sicherheit unvereinbar 
deklarierten. Erst nachdem die Bundesrepu-
blik Deutschland mit den Ostverträgen den 
deutschen Sonderkonflikt mit der Sowjet-
union innerhalb des Ost-West-Konfliktes für 
den Entspannungsprozeß neutralisiert hatte, 
konnten beide deutschen Staaten aktiv in die-
sen Prozeß eintreten. Die Bundesrepublik kam 
mit der Hinnahme der aus dem Zweiten Welt-
krieg hervorgegangenen Grenzziehung in Eu-
ropa einem wichtigen sowjetischen Sicher-
heitsinteresse entgegen, mit der im Grundla-
genvertrag erfolgten Anerkennung der DDR 
als Staat dem zentralen Sicherheitsinteresse 
der DDR. Moskau stimmte seinerseits der 
rechtlichen Absicherung der Lebensfähigkeit 
West-Berlins zu und vereinbarte mit Bonn ei-
nen allgemeinen Gewaltverzicht einschließ-
lich des Verzichts auf das in der UN-Charta 
enthaltene Interventionsrecht als Sieger-
macht des Zweiten Weltkrieges. Wesentlicher 
noch für die Sicherheitsinteressen der Bun-
desrepublik war die Akzeptanz der amerikani-
schen Präsenz auf dem Kontinent als einer Ga-
rantiemacht der europäischen Sicherheit, 
über die Adenauersche Sicherheitspolitik der 
Westintegration hinaus, doch unter Voraus-
setzung ihrer Festlegungen, definierte die so-
zialliberale Koalition Sicherheit auch als Be-
rührung, vermehrte Kooperation und Kommu-
nikation sowie als partielle Verflechtung mit 
dem Konfliktgegner, um Kriegsverhinderung 
nicht nur durch militärische Abschreckung, 
sondern auch und zunehmend durch politi-
sche Strukturen zu gewährleisten4).
4) Vgl. z. B. Helga Haftendorn, Abrüstungs- und Ent-
spannungspolitik zwischen Sicherheitsbefriedigung 
und Friedenssicherung, Düsseldorf 1974; Richard

Löwenthal, Vom Kalten Krieg zur Ostpolitik, Stutt-
gart 1974; Manfred Görtemaker, Die unheilige Alli-
anz. Die Geschichte der Entspannungspolitik 
1943—1979, München 1979; zur Position und Per-
spektive des Bundeskanzlers Schmidt vgl. dessen 
Rede vor den Vereinten Nationen am 26.5.1978, in: 
Bulletin Nr. 55/1978, S. 529 ff.
5) Vgl. hierzu mehrere Beiträge: Jost Delbrück, Nor-
bert Ropers und Gerda Zellentin (Hrsg.), Grünbuch 
zu den Folgewirkungen der KSZE, Köln 1977; Er-
hard Forndran und Paul J. Friedrich (Hrsg-Rü 
stungskontrolle und Sicherheit in Europa, Bonn 
1979; Schwarz (Hrsg.), Sicherheitspolitik, a a 
(Anm. 1); Karl Kaiser und Karl Markus Kreis (Hrsg 
Sicherheitspolitik vor neuen Aufgaben, Frankfurt 
1977; Hans-Adolf Jacobsen, Wolfgang Mallmann 
und Christian Meier (Hrsg.), Sicherheit und Zusom 
menarbeit in Europa (KSZE), II Bände, Köln 1 ‘ 
und 1978.
6) Vgl. z. B. Wilhelm Bruns, Deutsch-deutsche Be-
ziehungen, Opladen 1979; Hans-Adolf Jacobsenra 
(Hrsg.), Drei Jahrzehnte Außenpolitik der 
München 1979; Curt Gasteyger, Die beiden de 
sehen Staaten in der Weltpolitik, München 1 O

Eine neue Dimension der Sicherheit im Ost. 
West-Konflikt entstand durch die Multilatera-
lisierung der Entspannung in den europäi-
schen Sicherheitskonferenzen KSZE und 
MBFR. Nun konnten und können die Deut-
schen am Entspannungsprozeß unmittelbar 
mitwirken und die mitteleuropäischen Sicher-
heitsinteressen in die Konferenzdiplomatie di-
rekt mit einbringen. Zwar stehen sie bei SALT 
nur im Vorhof der Beteiligung, doch die Kon-
turen einer gesamteuropäisch verstandenen 
Sicherheitspolitik zum Zwecke des gemeinsa-
men überlebens im Ost-West-Konflikt entste-
hen eher 

5
in den multilateralen europäischen 

Sicherheitskonferenzen ).
Den beiden deutschen Staaten kommt eine 
spezielle Verantwortung für die europäische 
Sicherheit zu. Solange die Deutschen im We-
sten wie im Osten sich einerseits der gemein-
samen Gefährdung der physischen und kultu-
rellen Existenz im Falle eines Krieges und an-
dererseits des Auftrages zum Frieden, der aus 
ihrer gemeinsamen Geschichte resultiert, be-
wußt sind, können sie die Ritualisierung des 
Ost-West-Konfliktes als Systemkonkurrenz 
bei Kriegsverhinderung am ehesten leisten. 
Beide deutschen Staaten wären als erste vom 
Krieg betroffen und selbst bei geostrate-
gisch geringer Kriegsintensität schweren Zer-
störungen ausgesetzt. Die deutschen Staaten 
haben dementsprechend das Grundinteresse, 
einen Krieg im Keim zu verhindern. Sie verfü-
gen über besondere Beziehungen6), über eine 



besondere Gegnerschaft, über eine wichtige 
Position im jeweiligen Bündnissystem, über 
Gemeinsamkeiten der Vergangenheit und bei 
aller Abgrenzung auch der Gegenwart, über 
ein spezielles Netz der Kommunikationsmög-
lichkeiten und über die Gemeinsamkeit des 
Risikos. Beide deutschen Staaten können nur 
gemeinsam in Sicherheit leben, denn sie wür-
den im Kriegsfälle gemeinsam verwüstet wer-
den.

Nicht nur im europäischen Rahmen ist die 
deutsche Verantwortung für die interna-
tionale Sicherheit gewachsen, sondern über 
die UN-Mitgliedschaft beider deutscher Staa-
ten auch im globalen Maßstab. Über die Ver-
einten Nationen können die Europäer lernen, 
den Ost-West-Konflikt in seiner Bedeutung zu 
relativieren angesichts der Probleme der un-
terentwickelten und unterernährten Länder 
der Dritten Welt. Die im Wettrüsten zwischen 
Industrieländern gebundenen und vernichte-
ten Ressourcen könnten zur Verminderung 
des Entwicklungsgefälles zwischen Nord und 
Süd in gemeinsamer Aktion der am Ost-West-
Konflikt beteiligten Staaten umgewidmet wer-
den. Man darf indessen den Ost-West-Kon-
flikt und den Nord-Süd-Konflikt nicht struktu-
rell gleichsetzen und damit letzteren als einen 
potentiellen militärischen Konflikt vorprägen. 
Es geht um die Verschwendung von Ressour-
cen im einen und die ungleiche Verteilung im 
anderen Konflikt. Die Umwidmung von Mit-
teln wäre als Indikator für einen beginnenden 
Bewußtseinswandel von der ererbten Freund-
Feind-Beziehung als Grundkategorie und Ver-
teilungskriterium zur erlernten Solidarität zu 
bewerten.

Der Ost-West-Konflikt als Grundlage der Si-
cherheitsprobleme europäischer Staaten hat 
an Intensität verloren. Er besteht dennoch in 
alten drei Dimensionen fort. Der generelle Re-

visionismusverdacht des Ostens gegenüber 
dem Westen ist abgeschwächt, aber nicht aus-
geräumt. Die generelle Hegemoniefurcht der 
Westeuropäer gegenüber der Sowjetunion ist 
vermindert, aber nicht verschwunden und 
nach der Sowjet-Intervention in Afghanistan 
neu belebt. Die Verlagerung des Konkurrenz-
verhaltens auf Regionen außerhalb der Indu-
strieländer nimmt nicht den Druck vom Zen-
trum des Konflikts. Gemeinsamkeiten im Ver-
halten der Industrieländer zur Nord-Süd-Pro-
blematik könnten die Ost-West-Problematik 
nachhaltig entschärfen. Für die Gefährdung, 
die von der Eigendynamik der Rüstung aus-
geht, könnte die Entstehung eines gemeinsa-
men Bewußtseins dieselbe Wirkung haben 
und in kooperatives Verhandeln und Handeln 
im Bereich der Rüstungskontrolle und Rü-
stungsverminderung einmünden.
Auf diesem Felde dürfte sich entscheiden, ob 
sich der Ost-West-Konflikt angesichts der 
drängenden Menschheitsprobleme um die 
Verteilung der knappen Ressourcen zur histo-
rischen Epoche reduzieren oder ob er über ei-
nen Nuklearkrieg — und diese Möglichkeit ist 
noch nicht ganz ausgeschlossen — die tech-
nisch-industrielle Kultur auf der nördlichen 
Halbkugel zu einer abgeschlossenen Epoche 
in der Menschheitsgeschichte finalisieren 
wird. Ob die im Ost-West-Konflikt formulier-
ten und praktizierten Sicherheitspolitiken die-
sen Fall verhindern können hängt davon ab, ob 
sie die gemeinsame Gefährdung aller am Kon-
flikt Beteiligten bewältigen oder ob sie im Ab-
wehrdenken befangen der fortgesetzten Rü-
stung gegeneinander Vorschub leisten, ob also 
Sicherheit als von den Konfliktgegnern nur 
gemeinsam zu realisierendes Gut oder als 
Nullsummen-Spiel mit Gewinnen auf Kosten 
des Gegners und der Folge steigender System-
labilität einschließlich der wachsenden Gefahr 
des Zusammenbruches angesehen wird.

III. Militärstrategien im Ost-West-Konflikt

^reitkräfte, Strategien und Rüstungen sind 
«gebrachte Mittel der Politik. Der Begriff 
v icherheitspolitik ist nicht so alt wie die 
L te der Kriegspolitik, die wir der Sicher-

ltspolitik zuordnen. Ist Sicherheit und nicht 

der Sieg im kriegerischen Konflikt das politi-
sche Ziel, wird dies am Wandel der Instru-
mente dieser Politik sichtbar werden müssen. 
Militärstrategien sind Instrument und Indika-
tor politischer Zielsetzung zugleich. Bis heute 



herrschen die Mittel zur gewaltsamen Politik 
oder deren Abwehr vor. Sie sind ererbt wie das 
dazugehörige Freund-Feind-Schema als 
Grundmuster politischen Verhaltens.
Das jahrtausendealte Freund-Feind-Denken 
hat sich jedoch unter dem Aspekt der Ziel-
Mittel-Relation in dem kurzen Zeitalter der 
Industrialisierung als für alle Beteiligten über-
lebensgefährdend herausgestellt. Die Kriegs-
mittel sind durch Technisierung, Automatisie-
rung und industrielle Herstellung in ihrer 
Wirkung derart vermehrt worden, daß ihr Ein-
satz nicht mehr in ein legitimierbares Verhält-
nis zu einem politischen Zweck zu bringen ist. 
Clausewitz hat zu Beginn dieses Zeitalters, 
ohne dessen Entwicklung vorauszuahnen, die 
Herrschaft des politischen Zweckes gegen-
über dem kriegerischen Mittel, gleichzeitig 
aber in seiner Kriegslehre auch die Vernich-
tung des militärischen Gegners und die Ent-
scheidungsschlacht vorgezeichnet und damit 
unter der Voraussetzung der nach ihm gigan-
tisch vermehrten Waffenwirkung das erste 
Postulat entkräftet. Die beiden Weltkriege 
habe seine Kriegslehre für das industrielle 
Zeitalter ad absurdum geführt.
So augenfällig diese Entwicklung spätestens 
mit Hiroshima geworden sein mußte, so wenig 
haben sich Folgerungen für die politische Mo-
ral ausgeprägt. Selbst wenn durch die Explo-
sionen der ersten Nuklearbomben bei Ende 
des Zweiten Weltkrieges deren Einsatz in den 
Konflikten seitdem unterblieb, so zeigt das 
fortgesetzte Rüsten und insbesondere die 
heute betriebene Verfeinerung der Nuklear-
Arsenale, daß die Ebene des politischen Be-
wußtseins noch immer nicht von der techni-
schen Entwicklung hinreichend beeinflußt 
worden ist. Die später entwickelten Nuklear-
strategien brachten zwar eine Revolutionie-
rung des militärstrategischen Denkens in den 
Industrieländern mit sich, man plante nicht 
mehr Kriegführung, um den Gegner zu besie-
gen, sondern die Abschreckung des Gegners 
vor einer eventuell geplanten Kriegführung, 
doch die politische Moral der Beteiligten ist 
bislang hinter der Technikentwicklung zu-
rückgeblieben.

1. Militärstrategien der USA

1953/54 proklamierten die USA eine erste aus-
formulierte Militärstrategie des Nuklear-Zeit-

alters. Mit der Doktrin der Massiven Vergel-
tung („massive retaliation") sollten die speziel-
len Eigenschaften der Massenvernichtungs-
waffen, deren Wirkung auf Kernspaltung oder 
Kernfusion beruht, politisch nutzbar gemacht 
werden. Jeder Gegner, der die USA oder ihre 
Verbündeten militärisch angriffe, würde der 
Doktrin zufolge mit dem massiven Einsatz der 
amerikanischen Kernwaffen zu rechnen ha-
ben. Durch diese Drohung sollten potentielle 
Gegner von Angriffshandlungen abgeschreckt 
werden. Die Überlegenheit der USA auf allen 
Sektoren der Kernwaffen sollte jedweden An-
griff auf einfache Weise ausschließen. In der 
Doktrin war eine ökonomische Komponente 
nicht zu übersehen, denn der teure Unterhalt 
großer stehender Streitkräfte konnte vermin-
dert werden, wenn Verlaß auf eine besonders 
wirkungsvolle Waffe war, zu deren Einsatz 
nicht Truppen, sondern lediglich Flugzeuge 
mit großer Reichweite erforderlich waren. 
Obendrein kam diese Doktrin der amerikani-
schen Tradition der Mobilisierungsstrategie 
entgegen, wonach erst im Falle eines Krieges 
Truppen größeren Umfanges ausgehoben und 
auf den KriegsschauplatS gebracht werden. 
Die entscheidende Stärke dieser Truppen liegt 
dann in der Ausnutzung der technischen und 
wirtschaftlichen Überlegenheit der USA7).

7) Zur amerikanischen Strategiediskussion vgL
Klaus-Dieter Schwarz, Amerikanische Militärstra-
tegie 1945—1978, in: Schwarz (Hrsg.), Sicherheitspo-
litik, a. a. O. (Anm. 1), S. 345 ff.; Robert E. Osgood 
NATO — The Entangling Alliance, Chicago 1962; 
ders., Limited War, Chicago und London 1970; Ber-
nard Brodie, Strategy in the Missile Age, Princeton 
1959; William W. Kaufmann, Military Policy and Na-
tional Security, Princeton 1956; Kissinger, Kernwaf-
fen und Auswärtige Politik, a. a. O. (Anm. 1); Samuel 
P. Huntington, The Common Defense, New York 
1961; Klaus Knorr, On the Uses of Military Power in 
the Nuclear Age, Princeton 1969; Glenn Snyder, De-
terrence and Defense, Princeton 1961; Alexander! 
George and Richard Smoke, Deterrence in Ameri-
can Foreign Policy; Theory and Practice, New York 
1974; Martin Geiling, Außenpolitik und Nuklear-
strategie, Köln 1975; Günter Howe, Technik un 
Strategie im Atomzeitalter, Witten und Berlin 196, 
Lothar Ruehl, Machtpolitik und Friedensstrateg 
Hamburg 1974; Helmut Schmidt, Verteidigung oder 
Vergeltung, Stuttgart 1961; Raymond Aron, Eingg 
rung in die Atomstrategie, dt. Ausg. Köln 1 0 -
NATO Strategie und Streitkräfte, von einem Auto 
renkollektiv des Militärhistorischen Instituts I e 
Polnischen Armee und des Militärgeschichtlicha 
Instituts der DDR, Berlin (Militärverlag der D
1976; Zur Formulierung der Strategie der massiven



Bis zur Doktrin der Massiven Vergeltung hat-
ten sich militärstrategische Überlegungen der 
USA in bezug auf Europa ganz in den Bahnen 
des Zweiten Weltkrieges bewegt. Hervorste-
chendes Merkmal der amerikanischen Krieg-
führung vor Hiroshima war die Zurückerobe-
rung verlorenen Terrains. Die Landstreitkräfte 
hatte Washington bei Kriegsende drastisch 
auf ein Zehntel der Mannschaftsstärke demo-
bilisiert, die Luftwaffen- und Marine-Einhei-
ten allerdings nicht in gleichem Maße. Militär-
technische Forschungen und Entwicklungen 
wurden fortgesetzt. Die amerikanische Nach-
kriegsplanung wich nach dem heutigen Er-
kenntnisstand v

8
on der strategischen Inva-

sionsstrategie zunächst nicht ab ). Die Nukle-
arwaffe sah man allenfalls in einem ungünsti-
gen Kriegsverlauf als Ultima ratio an. Man wu-
ßte in Washington, wie sehr die Sowjetunion 
durch die Kriegsfolgen mit sich selbst beschäf-
tigt war und erwartete keine Militäraktionen 
großen Stils. Diesen Planungsstand mußten 
die USA verlassen, nachdem sie den Ost-
West-Konflikt realisiert hatten und ihn ab 
1947 bewußt und aktiv betrieben. War der 
Konflikt auf einer umfassend machtpoliti-
schen Ebene etabliert, so war eine militärische 
Auseinandersetzung in Betracht zu ziehen, 
auch wenn sie nicht akut drohen mußte. Für 
den Fall, daß die Lagebeurteilung sich als 
falsch erwies, sollten bei einem sowjetischen 
Großangriff im Süden die Pyrenäen und im 
Westen England gehalten werden, um von 
dort aus zur Rückeroberung Westeuropas an-
treten zu können. Vom Rhein als westlicher 
Verteidigungslinie war erst später, nach der 
politischen Formation einer westlichen Ver-
teidigung, die Rede.
Die Exponenten des Ost-West-Konfliktes füll-
ten das von Hitler geschaffene Machtvakuum 
in Europa. Die von Truman verkündete Politik 
fer Eindämmung9) wurde bald auch militä-

Vergeltung vgl. die Rede des US-Außenministers 
ulesvom 12. Januar 1954, in: Schubert, Sicher-

heitspolitik, Dokumentation Teil II, a. a. O. (Anm. 1), 

1 Hinweise hierzu von Pikart/Krieger, Forschungs-
Projekt Lucius D. Clay, gefördert durch die Thyssen-
tutung; vgl. auch Friedrich Thelen, Zur Wiederbe-

Ja nung der Bundesrepublik Deutschland 1950 
151955. Strategische Intentionen und Konzeptio-

“en der westlichen Alliierten, Erlanger Diss. 1974.
sE8, die Rede Trumans vom 12. März 1947, in: 
c bert, Sicherheitspolitik, Dokumentation Bd. I, 

"“o (Anm. 1), S. 62 ff.

10) Vgl. hierzu George F. Kennans Selbstzeugnis in 
seinen Erinnerungen: G. F. Kennan, Memoiren ei-
nes Diplomaten 1925—1950, dt. Ausg. Stuttgart 1968; 
vgl. auch seinen Artikel als „X", The Sources of So-
viet Conduct, in: Foreign Affairs, July 1947, S. 575 ff.; 
Jürgen Reiss, George Kennans Politik der Eindäm-
mung, Berlin 1957.
") Vgl. die einschlägigen Dokumente aer US-Admi-
nistration in: Foreign Relations, 1947/1, Washington 
1973.

risch untermauert, wenngleich die Konstruk-
teure dieser amerikanischen Politik eher an 
einen politischen Damm mit wirtschaftlichem 
Fundament gedacht hatten10 ). In dem Maße, 
wie man in Washington die UdSSR aufgrund 
ihrer Sowjetisierungspolitik in den von der 
Roten Armee besetzten osteuropäischen Län-
dern als expansionistisch einschätzte und 
dementsprechend von der anfänglichen Ko-
operations- und Hilfspolitik zur Konfrontation 
überging, war man gezwungen, eine Leitlinie 
für die verschiedenen Regionen amerikani-
scher Präsenz zu entwickeln, wenn man sich 
nicht von den Gegenküsten ganz zurückzie-
hen wollte. Im Rahmen der Eindämmungspoli-
tik entwickelte die US-Administration ein 
Konzept abgestuften Engagements, wobei ne-
ben England und Frankreich Deutschland in 
die Kategorie erster Wichtigkeit für die ameri-
kanische Sicherheit eingestuft wurd1 ).
Eine in Kauf genommene Preisgabe bedrohten 
Terrains war mit dem Anspruch der Herr-
schaftssicherung und Machtentfaltung nicht 
in Einklang zu bringen. Die Erfahrung der Ber-
lin-Blockade stärkte die Bedeutung der militä-
rischen Komponente im Konfliktinstrumenta-
rium des Westens. Sollte im Falle eines sowje-
tischen Angriffs wenigstens der Rhein gehal-
ten werden, so bedurfte es einer deutlichen 
Verstärkung der westlichen Heeresverbände 
auf dem europäischen Kontinent. Die Franzo-
sen und Engländer, durch die Entkolonialisie-
rungspolitik und die Wirtschaftsprobleme der 
Nachkriegszeit doppelt beansprucht und ge-
schwächt, konnten die geringe amerikanische 
Besatzungspräsenz nicht entscheidend ver-
stärken. So bekamen die Überlegungen der 
amerikanischen Militäradministration zur Be-
teiligung der eben besiegten Deutschen am 
Aufbau einer westlichen Verteidigung ein 
Maß an Plausibilität, das die Widerstände der 
Nachbarn Deutschlands, insbesondere der 
Franzosen, gegen ein derartiges Ansinnen mit 
dem Korea-Krieg schließlich schwinden ließ 



zugunsten der Zielsetzung, eine dem sowje-
tischen Truppenpotential angemessene Ver-
teidigungsstreitkraft in Westeuropa aufzubau-
en 12) . Zwölf Divisionen forderte die NATO als 
Aufstellungsz

13
iel des deutschen Beitrags be-

reits 1952 ). Die Kräfte der USA waren zu die-
ser Zeit auf dem koreanischen Kriegsschau-
platz gebunden. Die schwachen Besatzungs-
streitkräfte in Europa konnten lediglich si-
gnalisieren, daß ein Angriff auf Westeuropa 
zur physischen Berührung mit den USA füh-
ren würde und damit eine umfassende ameri-
kanische Reaktion zur Folge haben könnte.

Mit der Doktrin der Massiven Vergeltung war 
nun seitens der Sowjetunion nicht mehr die 
amerikanische Mobilisierung als Folge eines 
Übergriffs anzunehmen, sondern der Kernwaf-
feneinsatz durch die USA. Acht Jahre nach Hi-
roshima hatten die Vereinigten Staaten eine 
Nuklear-Doktrin entwickelt, die erstmals die 
Kernwaffen zum zentralen Element des Mit-
teleinsatzes machte. Heeresstreitkräfte, die 
man nun die konventionellen nannte, beka-
men nur noch die Funktion eines „Schildes“ zu-
gewiesen. Das „Schwert“ sollten die Kernwaf-
fen sein. In dem 1956 bekanntgewordenen — 
nach dem Chef der vereinigten Stabschefs be-
nannten — „Radford-Plan“, der auf der Basis 
dieser Doktrin eine drastische Reduzierung 
der amerikanischen Landstreitkräfte vorsah, 
wurde wiederum der ökonomische Aspekt 
dieser Doktrin deutlich sichtbar142). Das schlug 
auch auf die Bundeswehraufstellung durch, 
denn die konventionelle Unterfütterung der 
nuklearen Fähigkeit der USA in der Größen-
ordnung von 500 000 Mann konnte man in-
frage stellen, wenn Truppen — bis auf Rest-
kräfte für die Abwehr lokaler Einbrüche oder 
den ersten Schildwiderstand bei einem eben 
begonnenen Angriff — durch Nuklearwaffen 
zu ersetzen waren. Die ohnehin vorhandenen

12) Zur amerikanischen Entscheidungsbildung vgl. 
Harold Stein (Hrsg.), American Civil-Military Deci-
sions, University of Alabama Press 1963; Geiling, 
Außenpolitik und Nuklearstrategie, a. a. O. (Anm. 7); 
Gerhard Wettig, Entmilitarisierung und Wiederbe-
waffnung in Deutschland 1943—1955, München 
1967; Harry S. Truman, Memoiren, Bd. II, dt. Ausg. 
Stuttgart 1956.
13) Bei der NATO-Ratstagung in Lissabon; vgl. Wet-
tig, Entmilitarisierung, a. a. O. (Anm. 12), S. 471.
14) Vgl. hierzu Geiling, Außenpolitik und Nuklear-
strategie, a. a. O. (Anm. 7), S. 119 ff.

15) Vgl. hierzu u. a. Hans-Gerd Pöttering, Adenauers 
Sicherheitspolitik 1955—1963, Düsseldorf 197
S. 62ff.
16) Zu Begriff und Kritik der Abschreckung vgl. Car1 
Friedrich von Weizsäcker (Hrsg.), Kriegsfolgen und 
Kriegsverhütung, München 1971, Einleitung de 
Herausgebers, besonders S. 12 ff.; Albert Legau 
und George Lindsey, Dynamik des nuklearen 
Gleichgewichts, Frankfurt 1973, S. 93 ff.; Klaus-) 
ter Schwarz und William R. Van Cleave, Die Theorie 
der Abschreckung, in: Schwarz (Hrsg.), Sicherhens 
Politik, a. a. O. (Anm. 1), S. 131 ff.; George Smoke, 6 
terrence, a. a. O. (Anm. 7); Dieter Senghaas, 
schreckung und Frieden, Frankfurt 1969; Horst 
heldt, Verteidigung und Frieden, München 19

Probleme mit der Aufstellungsgeschwindig. 
keit der Bundeswehr ab 1956 ko
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nnten mit die-
ser Begründung aufgefangen werden, wenn 
man den Aufbau verlangsamte und die Dauer 
der Wehrpflicht von 18 auf 12 Monate herab-
setzte ).

Die Strategie der Massiven Vergeltung ba-
sierte auf der unangefochtenen Überlegenheit 
der USA im Kernwaffenbereich. Das Ende die-
ser Überlegenheit war allerdings abzusehen, 
denn auch die UdSSR verfügte seit 1949 über 
Nuklearwaffen. Bis Ende der fünfziger Jahre 
hatte sie die Fähigkeit zur Kriegführung mit 
Kernwaffen erreicht. Mit dem Start des Erdsa-
telliten „Sputnik" demonstrierte sie zudem die 
Fähigkeit, Nuklearwaffen auf schweren Rake-
ten interkontinental zu verschießen. War mit 
der Strategie der Massiven Vergeltung 
erstmals nicht von Kriegführung, sondern von 
Abschreckung die Rede, so bestand nun sei-
tens des Abzuschreckenden die Fähigkeit zur 
Gegenabschreckung. Abschreckung als die 
Androhung der Vernichtung zum Zwecke der 
Abhaltung von einem Angriff war jetzt als 
wechselseitig anwendbares Prinzip anzuse-
hen16 ).

Die Glaubwürdigkeit der Drohung als zentra-
les Element der Abschreckungswirkung war 
in bezug auf lokale oder regionale Kriege dann 
in Zweifel zu ziehen, wenn Abschreckung der 
Gegenseite gegen diese Drohung möglich 
wurde. Bald nach Verkündung der ersten 
Nukleardoktrin durch die Eisenhower-Admi-
nistration hatte sich in den USA eine akademi-
sche Strategie-Kritik etabliert, die auf die in-
tellektuellen wie positiven Schwächen und Di-
lemmata der Abschreckungsdoktrin der Mas-
siven Vergeltung hinwies und nach Alternati-



ven suchte17). Zur wissenschaftlichen Kritik 
kam die Argumentation der militärischen, ins-
besondere aus dem europäischen NATO-
Hauptquatier18 ). Dort befürchtete man ange-
sichts der Wechselseitigkeit der Abschrek-
kungsdrohung, die Schwelle des angedrohten 
Kernwaffeneinsatzes könnte mit schnellen 
und begrenzten Militäraktionen auf der kon-
ventionellen Ebene unterlaufen werden. Ge-
gen den Vorstoß zum Ruhrgebiet sei die Mas-
sive Vergeltung keine glaubwürdige Drohung. 
Der amerikanische General Norstad als 
NATO-Oberbefehlshaber („SACEUR") und der 
deutsche General Speidel als Oberbefehlsha-
ber der mitteleuropäischen Landstreitkräfte 
hatten bereits Ende der fünfziger Jahre den 
Schildstreitkräften, zu denen die Bundeswehr 
zählte, eine weitergehende Funktion zugewie-
sen als die eines Stolperdrahtes für die Auslö-
sung des massiven nuklearen Vernichtungs-
schlages19 ).

17)  Vgl. die Regierungserklärung des B indesmini-
sters der Verteidigung, Gerhard Sch r, vom
6. Dezember 1967, in: Schubert, Sicherh . .spolitik, 
Dokumentation Teil II, a. a. O. (Anm. 1), S. 5 ff.

Die Regierung Kennedy zog schließlich die 
Konzequenzen aus der Debatte und formu-
lierte eine neue Militärstrategie der Abgestuf-
ten Erwid 20erung („Flexible Response") ). Auf 
jeder möglichen Ebene der militärischen Aus-
einandersetzung sollte flexibel, d.h. angemes-
sen reagiert werden können. In diesem Kon-
zept bekamen die konventionellen Streit-
kräfte und damit auch die Bundeswehr wieder 
größere Bedeutung. Die Schild-Schwert-Fak-
toren mußten umgekehrt werden, wenn auf

) Vgl. z. B. William W. Kaufmann, Military Policy 
and National Security, Princeton 1956; Kissinger, 
Kernwaffen a. a. O. (Anm. 1).
1 Vgl die Äußerungen des NATO-Oberbefehlsha-
ers in Europa, General Norstad, und des Oberbe-
ihlshabers der NATO-Landstreitkräfte in Europa-

• itte, General Speidel, in: Schubert, Sicherheitspo-
itik, Dokumentation Teil II, a. a. O. (Anm. 1), 
S. 116ff.

) Vgl. außer den in Anm. 18 genannten Quellen 
8uch Hans Speidel, Aus unserer Zeit. Erinnerungen, 
Berlin 1977, S. 361 ff.

1 Vgl. Aron, Einführung in die Atomstrategie, 
ka.0 (Anm. 7), S. 44 ff.; Manfred Dormann, Demo-
satsche Militärpolitik, Freiburg i. Br. 1970, 
t ff Klaus-Dieter Schwarz, Amerikanische Mi-

arstrategie, in: Schwarz (Hrsg.), Sicherheitspolitik, 
(Anm. 1), S. 352 ff.; Geiling, Außenpolitik und

derlearstrategie, a' a' °' (Anm. 12), S- 168 ff.; Reden8 '-Präsidenten Kennedy und seines Verteidi-
engsministers McNamara, in: Schubert, Sicher-

S 1spolitik, Dokumentation Teil II, a. a. O. (Anm. 1), 
n 2 und S: 210 ff.; vgl. auch die in Anm. 7 ge-
nannte Literatur. 

jede Angriffsart eine angemessene und be-
grenzte Reaktion möglich sein sollte. Konven-
tionelle Streitkräfte werden jetzt als Schwert 
betrachtet, die Nuklearwaffen nur noch als 
Schild. Abschreckung sollte auf jeder Ebene 
wirksam sein. Für den europäischen Raum war 
allerdings das Problem des Ungleichgewichts 
der Potentiale im Ost-West-Vergleich auch 
mit der Strategie der abgestuften Erwiderung 
nicht zu lösen. Da der Westen von einer regio-
nalen Unterlegenheit der konventionellen 
Streitkräfte gegenüber dem Osten ausging, 
versuchte er dieses westliche Defizit durch die 
Verstärkung der Komponenten der sogenann-
ten taktischen Nuklearwaffen auszugleichen. 
Ihr Einsatz wurde durch die NATO im Kon-
zept der abgestuften Erwiderung für den Fall 
angedroht, daß ein konventioneller Angriff 
von Truppen des Warschauer Paktes durch 
ebensolche Truppen der NATO nicht zum Ste-
hen gebracht werden kann21 ). Eine für die 
USA selbst schlüssige Abschreckungs-Doktrin 
ließ für Westeuropa das Dilemma zurück, daß 
man den Einsatz von Waffen androhte, deren 
Wirkung das durch Abschreckung zu si-
chernde Gut, die Unverletztheit Westeuropas, 
noch stärker gefährdete.

Auf der Ebene der interkontinental ins Ziel zu 
bringenden Nuklearwaffen — von den Ameri-
kanern strategische genannt, weil sie die Le-
bensfähigkeit des Gegners durch Explosionen 
im Kernland bedrohen können — konnte sich 
die abschreckende Wirkung für die USA nicht 
mehr durch unangefochtente Überlegenheit 
ergeben. Deshalb war eine Doktrin für die 
wechselseitige strategische Abschreckung zu 
entwickeln und die technische Voraussetzung 
dafür zu schaffen. Massive Vergeltung konnte 
der Nuklearmonopolist androhen. Die auf dem 
Felde der strategischen Waffen in den sechzi-
ger Jahren immerhin noch überlegene Super-
macht USA konnte, wie in der „Counter For-
ce"-Doktrin McNamaras der frühen sechziger 
Jahre geschehen, im Falle des Nuklearkrieges 
die weitgehende Entwaffnung des Gegners 
durch gezielte und zuvorkommende Schläge 
auf sein Kernwaffenpotential androhen und so 
den hinzunehmenden eigenen Schaden mini-*



mieren wollen22). Im Zeichen der heraufzie-
henden Parität zwischen den USA und der So-
wjetunion mußte man sich auf die Fähigkeit 
zum zweiten Schlag zurückziehen. Die Kern-
waffen sollten durch Trägersysteme in der 
Luft, unter Wasser oder in Bunkern so gegen 
feindliche Waffenwirkung geschützt sein, daß 
nach einem erlittenen Nuklearschlag genü-
gend Nuklear-Kapazität unbeschädigt übrig 
bliebe, um den Angreifer im Gegenschlag 
noch vernichtend treffen zu können. Wechsel-
seitige gesicherte Zerstörung sollte strategi-
sche Stabilität auf Dauer garantieren23 ).

22) Vgl. die Rede McNamaras in Ann Arbour am 
16. Juni 1962, in: Schubert, Sicherheitspolitik, Doku-
mentation Teil II, a. a. O. (Anm. 1), S. 210 ff.; Schwarz, 
Amerikanische Militärstrategie, a. a. O. (Anm. 20), 
S. 355 f.
23) Vgl. ebenda, S. 357 ff.
24) Zur Politik der Arms Control bzw. der Kooperati-
ven Rüstungssteuerung vgl. Erhard Forndran, Pro-
bleme der internationalen Abrüstung, Frankfurt 
und Berlin 1970; ders., Rüstungskontrolle, Düssel-
dorf 1970; Helga Haftendorn, Abrüstungs- und Ent-
spannungspolitik, a. a. O. (Anm. 4); Strategie der Ab-
rüstung. 28 Problemanalysen, Gütersloh 1962; J. I. 
Coffey, Arms Control and European Security, Lon-
don 1977; Martin Müller, Die Theorie der kooperati-
ven Rüstungssteuerung, in: Schwarz (Hrsg.), Sicher-
heitspolitik, a. a. O. (Anm. 1), S. 151 ff.; Wolf Graf von 
Baudissin und Dieter S. Lutz, Kooperative Rüstungs-
steuerung in Europa, MS, Institut für Friedensfor-
schung und Sicherheitspolitik an der Universität 
Hamburg, 1979.

25) Vgl. die Jahresberichte des US-Verteidigungs®' 
nisters Schlesinger von 1974 und 1975, in: Europa 
Archiv H. 10/1974, S. 215 ff. und H. 16/1975, S.426n2 
vgl. auch Richard A. Kremin, Die neue amerixan. 
sehe Nuklear-Strategie „Selective Options./ 
Wehrwissenschaftliche Rundschau, H. 4 
S. 109 ff.

Auf der Basis dieser Stabilität war über eine 
einvernehmliche Begrenzung oder gar Ver-
minderung der Arsenale zu sprechen. Erste 
Rüstungskontrollverträge zwischen den USA 
und der UdSSR in den sechziger Jahren, wie 
z. B. das Teststop-Abkommen, kennzeichneten 
Rüstungskontrolle als ein ausbaufähiges Prin-
zip, das den Aufwand wert war, wenn auf dem 
Wege der kooperativen Rüstungssteuerung 
wenigstens der Rüstungswettlauf des Ost-
West-Konfliktes in beherrschbare Bahnen ge-
lenkt wurde 24).  Man wagt heute noch nicht zu 
sagen, ob die bis zum Jahre 1979 realisierten 
Ansätze wenigstens die Dynamik des Vor-
gangs gebremst haben. Trotz Entspannungspo-
litik wird das Wettrüsten auf mehreren Sekto-
ren fortgesetzt. Immerhin ist es über die Ver-
handlungen zur Begrenzung der strategischen 
Systeme („SALT') zu Höchstgrenzenvereinba-
rungen gekommen, die zur strategischen Sta-
bilität beitragen können. Gleichzeitig droht 
aber die Verlagerung des Wettlaufs auf die 

technologische Qualität, die erreichte strate-
gische Stabilität in Labilität zu wandeln.
Seit der Diskussion über die Schwächen der 
Massiven Vergeltung haben die Amerikaner 
stets versucht, flexiblere militärische Hand, 
lungsmöglichkeiten (Optionen) zu bekommen. 
Die Differenzierung der Optionen und der Ar-
senale war aus der Strategie der Abgestuften 
Erwiderung zwingend abzuleiten; die verblie-
bene amerikanische Überlegenheit der nukle-
arstrategischen Armierung erleichterte sie.
Zunächst wurde das strategische nukleare 
Trägerpotential über land-, lüft- und seege-
stützte Systeme diversifiziert. Sodann erfuhr 
die konventionelle Komponente eine politi-
sche und mit Ausnahme der Zeit des Vietnam-
Krieges später auch physische Aufwertung. Zu 
der abschreckenden Fähigkeit durch Vergel-
tung sollte die auch auf lokaler Ebene ab-
schreckend wirkende Fähigkeit der Verweh-
rung von Geländegewinn mittels konventio-
neller Militäraktionen hinzukommen. Beide 
Ansätze waren im Grundkonzept der Abge-
stuften Erwiderung über die Möglichkeit und 
die Drohung der Eskalation miteinander ver-
bunden, wobei den für den lokalen Einsatz 
verfügbaren taktischen Nuklearwaffen eine 
wichtige Funktion zwischen beiden Ebenen 
zugemessen wurde. Die im Gesamtpotential 
und in der Variationsbreite der möglichen mi-
litärischen Reaktionen überlegenen USA 
konnten mit der Eskalationsdominanz, d.h.der 
Fähigkeit, die Ebenen des Waffeneinsatzes zu 
bestimmen, ihre Überlegenheit zum Ausdruck 
bringen. Die unterschiedlichen Ebenen der 
militärischen Handlungsfähigkeit wurden 
später von den USA in der sogenannten «Tria-
de" systematisiert als 1. nuklearstrategisches, 
2. nukleartaktisches und 3. konventionelles 
Potential.
Ein Ziel der Flexibilität militärischen Han-
delns war und ist die Fähigkeit zur regional 
begrenzten Kriegführung, die im amerikani-
schen Strategiedenken der Ära Schlesinger 
mit dem Konzept der strategischen Optio 
nen2 ) deutlicher als früher zum Ausdruck 



kam _ eine für die USA eindeutig richtige, für 
die Westeuropäer indessen ambivalente For-
derung an das militärstrategische Vermögen. 
Die in den fünfziger Jahren entstandene Un-
terscheidung zwischen Abschreckungs- und 
Kriegführungsfähigkeit schwindet.

2. Militärstrategien der UdSSR

Die Sowjetunion verließ das militärstrategi-
sche Denken des Zweiten Weltkrieges noch 
langsamer als Amerika. Die Nachkriegspla-
nungen Moskaus waren von dem durch Hit-
lers Überfall aktualisierten Sicherheitstrauma 
des überranntwerdens bestimmt. Nachdem 
die bei Kriegsbeginn 1941 nicht geringen 
Kräfte der Sowjetunion keineswegs ausge-
reicht hatten, den Anfangsschwung des deut-
schen Angriffs abzufangen, versuchte Stalin, 
einen möglichst großen Teil des im Kriege an-
gewachsenen Heeres unter Waffen zu halten. 
Die numerische Stärke der Truppen schien zu-
dem geboten, um die politische Konsolidie-
rung der eroberten Vorfeldstaaten im sowje-
tischen Sinne zu ermöglichen, zu überwachen 
und zu sichern. Den Nuklearwaffen maß auch 
Stalin keine operative Bedeutung zu. Er ver-
suchte, ihre Ächtung zu propagieren und ließ 
gleichzeitig eigene entwickeln.

Es ist schwer vorstellbar, daß Stalin angesichts 
der existenziellen Versorgungsprobleme, der 
Verwüstungen durch die Wehrmacht, der zer-
störten Industrie und der Hungersnöte im 
eigenen Lande sowie der Problematik, die mit-
telosteuropäischen Staaten als abhängiges 
Vorfeld zu halten, daran gedacht haben könn-

te, mit militärischen Mitteln eine weitere Aus-
dehnung seines Herrschaftsbereiches nach 
Westen zu versuchen, wie es in den westli-
eben Angstvorstellungen ab 1947 und erst 
recht ab Korea als möglich angenommen wur-
de. Eine strategische Gesamtrechnung, welche 
die politischen, geographischen, wirtschaftli-
chen und militärischen Faktoren der westli-
Chen Position einbezog, mußte ihn davon ab-
ulten. Sein Verhalten in der Berlin-Krise deu-

tete auf das Primärinteresse an der aktiven 
ockade) und passiven (Abgrenzung) Konso-

1 erung des Vorfeldes hin. Die Erosionsten-
enzen auf dem Glacis, d.h. im Satellitenbe-

eich, wie sie 1953 in der DDR, 1956 in Ungarn 

und 1968 in der ÖSSR sichtbar wurden, schlug 
Moskau mit Truppen und Panzern nieder. Die 
umfangreichen sowjetischen Landstreitkräfte 
hatten also zum einen die Funktion einer 
Blockpolizei, zum anderen die Aufgabe der 
Verteidigung für den Fall einer von den Ame-
rikanern aktiv betriebenen Roll-back-Politik.

Man kann die sowjetischen Militärstrategien 
nicht in gleicher Weise diskutieren wie die 
westlichen. Das liegt an der Geheimhaltung, 
möglicherweise aber auch daran, daß sie nicht 
so weitgehend ausformuliert sind wie die des 
Westens. Immer gab es aber eine sowjetische 
Strategie-Diskussion, die — vornehmlich un-
ter Militärs geführt — durch Veröffentlichun-
gen auch im Westen verfolgt werden konn-
te26 ). Hier wurden wenigstens Elemente des 

26) Zum sowjetischen sicherheitspolitischen und 
militärstrategischen Denken vgl. Thomas W. Wolfe, 
Sowjetische Militärstrategie, dt. Ausg. Köln und Op-
laden 1967; Raymond L. Garthoff, Sowjetstrategie im 
Atomzeitalter, dt. Ausg. Düsseldorf 1959; C. G. Ja-
cobsen, Soviet Strategy — Soviet Foreign Policy,
Glasgow 1974; Curt Gasteyger (Hrsg.), Strategie und 
Abrüstungspolitik der Sowjetunion, Frankfurt 1964; 
Thomas W. Wolfe, Soviet Power and Europe 
1945—1970, Baltimore and London 1970; Militärwe-
sen in der Sowjetunion. Wehrforschung aktuell 
Bd. 5, München 1977; Politik, Strategie und Rüstung 
in der Sowjetunion. Wehrforschung aktuell Bd. 7, 
München 1977; Stephan Tiedtke, Die Warschauer 
Vertragsorganisation, München 1978-, Christoph Ro-
yen, Die sowjetische Koexistenzpolitik gegenüber 
Westeuropa, Baden-Baden 1978; W. D. Sokolowski, 
Militärstrategie, dt. Ausg. Köln 19693; A. S. Sholtow, 
E. A Chomenko und T. R. Kondratkow, Militärische 
Theorie und Praxis, Berlin (Militärverlag der DDR) 
1973; A. A. Sidorenko, The Offensive (Übersetzung 
durch US-Air Force 1975), Moskau 1970; Marxism-
Leninism on War and Army (Ausgabe durch US-Air 
Force 1976), Moskau 1972; M. Tscherednitschenko, 
Grundzüge der Entwicklung der sowjetischen 
Kriegskunst nach dem zweiten Weltkrieg, in: Zeit-
schrift für Militärgeschichte, H. 4/1971, S. 389ff.; 
Lothar Ruehl, Der Nutzen militärischer Macht in 
Europa, in: Karl Kaiser und Karl Markus Kreis 
(Hrsg.), Sicherheitspolitik vor neuen Aufgaben, 
Frankfurt 1977, S. 220 ff.; K.-Peter Stratmann, Pro-
bleme der Bewertung der militärischen Optionen 
der NATO und des Warschauer Pakts in Europa, in: 
Forndran/Friedrich (Hrsg.), Rüstungskontrolle und 
Sicherheit, a. a. O. (Anm. 5), S. 25 ff.; Klaus-Dieter 
Schwarz, Sowjetische Militärstrategie von 1945 
bis 1978, in: Schwarz (Hrsg.), Sicherheitspolitik, 
a. a. O. (Anm. 1), S. 373 ff.; Beiträge von Peer Lange, 
Curt Gasteyger, Bernhard Schalhorn, Bernd Bon-
wetsch und Eberhard Schulz, in: Dietrich Geyer 
(Hrsg.), Osteuropa-Handbuch, Sowjetunion, Außen-
politik Bd. I und II, Köln 1972 und 1976; Prospects of



militärstrategischen Denkens greifbar, und sei 
es teilstreitkraftspezifisch wie im Falle der 
Aussagen Gorschkows zur Marine27 ). Es han-
delt sich allemal um eine Einschätzung, der 
vor allem zwei wesentliche Faktoren zu-
grunde zu legen sind: die sicherheitspolitische 
Interessenlage und die technischen Möglich-
keiten. Letztere wuchsen der UdSSR mit der 
Entwicklung von Nuklearsprengköpfen zu Be-
ginn der fünfziger Jahre und mit dem Aufbau 
eines Raketenpotentials als Trägermittel ab 
Mitte der fünfziger Jahre zu. Zunächst han-
delte es sich um Mittelstrecken-Raketen, mit 
denen Moskau Ziele in Europa und im Vorfeld 
der Sowjetunion erreichen konnte. Damit war 
keine dem strategischen Bomber-Kommando 
Washingtons adäquate, aber doch immerhin 
eine Drohung mit abschreckender Wirkung 
möglich, denn die Sowjetunion konnte West-
europa als Geisel für das unerreichbare Nord-
amerika nehmen. Die Entwicklung von Inter-
kontinental-Raketen ging nicht so schnell vor 
sich, wie vom Westen nach dem Sputnik-Start 
als „Raketenlücke'' angenommen. Solange das 
sowjetische Raketenpotential vor allem aus 
Mittelstrecken-Raketen bestand, konnten die 
Amerikaner zwar Ziele in der Sowjetunion 
mit Nuklearbomben bekämpfen, die Russen 
aber nicht in Amerika. Der Versuch Chru-
schtschows, diesen Nachteil durch die Statio-
nierung von Mittelstrecken-Raketen auf Kuba 
auszugleichen, scheiterte 1962. Erst in den spä-
ten sechziger Jahren entstand ein „Patt" durch 
die Interkontinental-Raketen der Sowjet-
union. Diese Raketen waren —vermutlich aus

28) Vgl. hierzu Fritz W. Ermarth, Contrasts in Ame 
rican and Soviet Strategie Thought, in: Internationt 
Security, H. 2/1978, S. 138 ff. .
29) So der Stand des militärstrategischen Den e”
nach Sokolowski (vgl. Anm. 26). Sowjetische ExPen
ten wiesen bei einer Tagung der evangelisc 5

Soviet Power in the 1980s, Part I und II, Adelphi Pa-
pers des IISS, Nr. 151 und 152, London 1979; Helmut 
Sonnenfeldt and William G. Heyland, Soviet Per-
spectives on Security, Adelphi Papers des IISS 
Nr. 150, London 1979; Hans-Christian Pilster, Friede 
und Gewalt. Der militärische Aspekt der sowje-
tischen Koexistenzpolitik, Stuttgart 1977; Gerd 
Schmückle (Stellvertretender Oberster Alliierter 
Befehlshaber Europa), Sicherheit in unserer Zeit, in: 
Information für die Truppe H. 8/1979, S. 10ff.; vgl. 
auch das als fiktive Debatte vorgestellte Denkspiel 
der amerikanischen Militärjournalisten Walter Pin-
kus und Robert Kaiser unter dem Titel „Greifen 1984 
die Russen an?“, in: DIE ZEIT, 26. Oktober 1979, 
S. 25 ff.
27) Vgl. Sergej G. Gorschkow, Seemacht Sowjetuni-
on, dt. Ausg. hrsg. von Eckardt Opitz, Hamburg 1978; 
Dieter S. Lutz und Andreas Pott, Seemacht Sowjet-
union?. Diskussionsbeiträge des Instituts für Frie-
densforschung und Sicherheitspolitik an der Uni-
versität Hamburg, H. 12, Hamburg 1979. 

technischen Gründen — mit größeren Spreng-
köpfen als die amerikanischen bestückt, mög-
licherweise um die geringere Treffgenauigkeit 
auszugleichen. In diesen Jahren dürften Ele-
mente der US-Strategie der Massiven Vergel-
tung durch die Sowjetunion nachvollzogen 
worden sein.

In den sechziger Jahren begann die Sowjet-
union mit dem großzügigen Ausbau ihrer 
Kriegsflotte. Über die Zielsetzung dieser Flot-
tenrüstung ist viel gemutmaßt worden. Ohne 
Zweifel wollte und will Moskau damit den tra-
ditionellen geographischen Nachteil des 
kaum vorhandenen Zugangs zu den warmen 
Meeren mindern. Fraglich ist die Annahme ei-
ner der amerikanischen Marinepotenz ver-
gleichbaren Fähigkeit zur Seekriegführung, 
die etwa zur Unterbindung des Zusammen-
hangs der NATO über den Atlantik führen 
könnte. Als sicher ist der Wille anzunehmen, 
durch Präsenz auf den Weltmeeren den Status 
einer Großmacht neben den USA zu demon-
strieren, Stellvertreterauseinandersetzungen 
in der Dritten Welt zu decken und die Einkrei-
sung des Sowjetimperiums durch Verbündete 
und Stützpunkte der USA zu durchbrechen. 
Die Befriedigung dieser Interessen setzt aller-
dings die Aufrechterhaltung des Friedens mit 
den USA voraus. Im Kriegsfall sind so-
wjetische Überseeschiffe auf dem Weltmeeren 
kaum zu halten.

Lassen sich die strategischen Rüstungen und 
die damit verbundenen Militärstrategien der 
USA und der Sowjetunion vergleichen 28)  und 
in ihren Möglichkeiten dementsprechend be-
werten, bleibt das militärstrategische Denken 
der Sowjetunion für den europäischen Raum 
nicht eindeutig greifbar. Ihr als strategisch de-
fensiv verstandenes Konzept ist in der operati-
ven Umsetzung offensiv als „Vorwärtsverteidt 
gung" ausgelegt. Ein Krieg in Europa soll ver-
hindert werden, bricht er aber aus, sollen die 
Kampfhandlungen soweit wie möglich in Fein-
desland hineingetragen werden, wobei dem 
Element der Schnelligkeit und der Stoßkra 
entscheidende Bedeutung zukommt298). Hier 



aus leitet sich die oft artikulierte westliche 
Furcht ab, die Sowjetunion besitze eine „Blitz-
krieg-Option" 30 ). Im Vordergrund der sowje-
tischen Militärstrategie für Kontinental-Eu-
ropa steht eher Verteidigung als Abschrek-
kung. Ihre entsprechenden Kriegführungska-
pazitäten ergeben eine regionale Überlegen-
heit, während der Westen auf die Hinlänglich-
keit der Kräfte zum Zwecke der Abschrek-
kung setzt, dabei aber die konventionelle Of-
fensivkapazität der Warschauer-Pakt-Truppen 
durch taktische Nuklearwaffen ersetzt. In die-
ser Diskrepanz der Streitkräfte-Sortierung 
und der militärstrategischen Konzeptionen 
liegt eine wichtige Ursache für das äußerst 
langsame Fortschreiten der europäischen Rü-
stungskontroll-Verhandlungen in Wien 
(MBFR).

Die Sowjetunion lebt in der Vorstellung, von 
den USA und Europa auf der einen, China und 
Japan auf der anderen Seite sowie zahlreichen 
Stützpunkten eingekreist zu sein und sich im 
Kriegsfall gegen mehrere Gegner auf mehre-
ren Kriegsschauplätzen gleichzeitig behaup-
ten zu müssen. Daraus leitet sie die Berechti-
gung ihres großen 31Streitkräfteumfanges ab ). 
Die technische Unterlegenheit gegenüber 
dem westlichen Gegner versucht sie durch 
Quantität auszugleichen. Wenn Moskau die 
Streitkräfte der dem gegnerischen Lager zuge-
rechneten Mächte addiert, um die eigenen 
Kräfte daran zu messen, so kann es bei fortge-
setztem und regional verstärktem Wettrüsten 
in eine geradezu ausweglose Lage geraten, die 
nur durch rechtzeitige und im Ergebnis rele-
vante Rüstungskontrollabkommen zu vermei-
den ist. Der Streitkräftezuschnitt der Sowjetar-
mee an der Westflanke der UdSSR zeigt, daß 
sie, über die Abschreckung hinaus, als zweite 
■Sicherung" eine Kriegführungskapazität für 
—
Akademie Tutzing im Mai 1979 auf eine Weiterent-
wicklung hin, die unter den Namen Ustinov und/ 
oder Arbatov veröffentlicht würden.

Man vergleiche etwa das Szenario des belgi-
sc en NATO-Generals Close von 1976: Robert Clo-
neriropa ohne Verteidigung?, dt. Ausg. Bad Hon-

"31)Zum Streitkräfteumfang und Kräftevergleich 
8 ■ Erhard Rosenkranz, Der politische Stellenwert 
es militärischen Gleichgewichts, in: Kaiser/Kreis, 
suherheitspolitik, a a o (Anm.5), S. 273 ff.; Dieter 
• utz (Hrsg.), Die Rüstung der Sowjetunion, Baden-

Baden 1979.

notwendig hält. Damit berührt Moskau aber 
die Sicherheitsinteressen der westlichen 
Nachbarn, was wiederum deren Rüstungsver-
halten beeinflußt und zu Fragen nach der poli-
tischen Zielsetzung der Sowjetunion führt.

Auf dem Sektor der strategischen Nuklear-
waffen kann die Sowjetunion mit dem ameri-
kanisch-sowjetischen Rüstungsbegrenzungs-
abkommen „SALT II" Parität mit den Vereinig-
ten Staaten erreichen32 ). Der Weltmachtkon-
kurrent hat Moskau damit die Qualität einer 
Supermacht zugebilligt und bescheinigt. Beide 
Mächte betreiben heute gleichermaßen 
Machtpolitik als Rüstungspolitik, als Einfluß-
und Stützpunktpolitik und beide decken den 
unmittelbaren oder mittelbaren Einfluß in ab-
gelegenen Regionen auch militärisch. Die 
USA verfügen für überseeischen Einfluß über 
die besseren geographischen Voraussetzun-
gen und die größeren wirtschaftlichen Res-
sourcen; die UdSSR kann in der Vorfeldpolitik 
ihrerseits einen geographischen Vorteil reali-
sieren. Den Großmachtstatus hat die Sowjet-
union als ein wesentliches Ergebnis der Rü-
stungspolitik erreicht. Gleichwohl bleiben die 
USA mit den NATO-Bündnispartnern in der 
Situation der technisch und wirtschaftlich je-
derzeit realisierbaren Überlegenheit. Die So-
wjetunion wird also für ihre militärische Si-
cherheit, will sie sich nicht in einem ruinösen 
Wettbewerb niederrüsten lassen, das Prinzip 
der gegenseitigen Abschreckung bei Hinläng-
lichkeit der Kräfte akzeptieren müssen. Wie 
sich in der Afghanistan-Intervention zeigt, 
setzt die Sowjetunion angesichts der brüchi-
gen Rüstungskontrolldiplomatie eher auf Si-
cherung der territorialen Größe und Vorfeld-
beherrschung, während die USA ihre techno-
logische und wirtschaftliche Überlegenheit 
mobilisieren. Die territoriale Sicherheitspoli-
tik der Russen wird aber Dynamik der Gegner 
ernten, wo sie Dynamik in der Vorfeldpolitik 
säht. Ebenso wird die amerikanische Rü-
stungsdynamik entsprechende sowjetische 
Anstrengungen auslösen. Das Streben nach 
Überlegenheit und der Wille zur Rüstungs-
kontrolle sind nicht miteinander vereinbar.

32) Zu den in SALT II vereinbarten Zahlen und ihrer 
Bewertung s. u. Wolf Graf von Baudissin und Dieter 
S. Lutz, Kooperative Rüstungssteuerung in Europa, 
a. a. O. (Anm. 24).



3. Militärstrategische Interessen 
der europäischen Staaten

Die überragende Bedeutung der beiden Füh-
rungsmächte für die europäische Sicherheit 
relativiert die Rolle, die mittlere und kleinere 
Mächte spielen können, die man aber dennoch 
nicht übersehen darf. Das britische Nuklear-
potential ist im Gegensatz zum französischen 
mit dem amerikanischen über die NATO di-
rekt verbunden; es wird vor allem im Rahmen 
der gegen die Sowjetunion vorgeschobenen 
Systeme mit Trägermitteln des Mittelstrek-
kenbereiches eingesetzt. Im konventionellen 
Bereich beteiligten sich die Briten stets an der 
NATO-Verteidigung auf dem Festland mit ih-
rer Rheinarmee, wobei das Ausmaß der Prä-
senz mit den wirtschaftlichen Möglichkeiten 
und dem Wehrsystem schwankte. Die atlanti-
sche Orientierung Londons hat Paris zwar auf 
der sehr grundsätzlichen Ebene der gemeinsa-
men westlichen Verteidigung geteilt, partiell 
aber revidiert.
In der Gründungsgeschichte der NATO 
spielte Paris eine durchaus aktive Rolle, auch 
beim Aufbau der Militärorganisation. Die mili-
tärischen Hauptquartiere der NATO für Ge-
samteuropa und für Europa-Mitte lagen in Pa-
ris und Fontainebleau. Die Geschichte der Pro-
jektierung und des Scheiterns der EVG indes-
sen zeigte bereits zwei im politischen Bewußt-
sein der Franzosen latente Elemente, die der 
engeren Bündniskohärenz im Wege standen: 
das Streben nach nationalem Status und das 
auch nach der deutschen Kapitulation 1945 
nicht ganz verschwundene Sicherheitsbedürf-
nis gegenüber den Deutschen. Das erste Ele-
ment bekam in der Ära des Gaullismus den 
Wert einer auch die Sicherheitspolitik tra-
genden Kraft. Der Aufbau einer eigenen Nu-
klearwaffe fand außerhalb der NATO-Planung 
statt, ja, Frankreich trat aus der Militärorgani-
sation aus, um vor allem dem Primat der USA 
zu entgehen, ohne allerdings das Bündnis poli-
tisch zu verlassen. Frankreich plante nun eine 
Verteidigung nach allen Himmelsrichtungen 
und wollte selbständig abschrecken, ohne ein 
Potential zu besitzen, das die Sowjetunion le-
bensgefährlich bedrohen könnte, das aber hin-
reicht, um einen Konflikt auf die Ebene der nu-
klearen Kriegführung eskalieren zu können. 
Die konventionellen Streitkräfte konnten an-
gesichts der Kosten der Nuklearrüstung nur 

in geringem Umfang beibehalten werden, wo-
bei Teile einer französischen Armee in 
Deutschland stationiert blieben, allerdings in 
unmittelbarer Nähe des Rheins. Es blieb die 
Frage zu beantworten, ob im Falle eines Ost-
West-Konfliktes die französischen Truppen an 
der vorgeschobenen Verteidigung nahe der 
Ostgrenze der Bundesrepublik Deutschland 
teilnehmen oder ob Paris die Bundesrepublik 
eher als vorgelagertes Glacis betrachtet, in 
dem ein Angreifer gebremst oder durch—un-
ter Umständen — nukleares „Feuer“ ver-
nichtet wird, in dem aber noch nicht der Kern 
der eigenen Verteidigung aufgebaut wird. Erst 
in den letzten Jahren hat Paris wieder eine 
größere Nähe zur Sicherheitspolitik der ande-
ren gesucht, in der Verteidigungsplanungeher 
hinter den Kulissen, in der Abrüstungspolitik 
sogar weltöffentlich. Die im Februar 1980 be-
kundete Absicht, für die neunziger Jahre ei-
nen Kampfpanzer gemeinsam zu entwickeln, 
bestätigt die Tendenz33 ).

33) Vgl. Lothar Ruehl, Ansätze zu einer Revision der 
Strategie und des militärpolitischen Konzeps 
Frankreichs, in: Europa Archiv, 1976, S. 767fli.u 
gen Schwarz, Frankreichs Militärstrategie von 
1958—1978, in: Schwarz (Hrsg.), Sicherheitspoli", 
a. a. O. (Anm. 1), S. 397 ff.: Lothar Ruehl, Unterschise
liehe Verteidigungsinteressen, in: Dokumeng 
H. 12/1978, S.71H. Zur neuesten Entwicklung 3 
die gemeinsame Erklärung anläßlich der und 
deutsch-französischen Konsultationen am 4 U 
5. 2. 1980 in Paris, in: Bulletin, 8.2. 1980, S.1171

Die beiden Flanken mit Norwegen im Norden 
und der Türkei im Süden waren neben Mittel-
europa schon in der Gründungsgeschichte für 
die NATO von großer militärstrategischer Be-
deutung. Nordnorwegen grenzt an die einzige 
Wasserstraße, über die russische Schiffe aus 
dem eisfreien Hafen Murmansk den Atlantik 
erreichen können. Die Türkei beherrscht den 
Zugang zum Mittelmeer vom Schwarzen Meer 
her. Beide Länder waren stets auch als Platt-
form für vorgeschobene Waffen- und Beobach-
tungssysteme gegenüber dem sowjetischen 
Raum für die NATO wichtig. An beiden Flan-
ken gibt es dünnbesiedelte Regionen, die we-
der in Nordnorwegen noch in der Osttürkei 
über eine ständige militärische Deckung grö-
ßeren Umfangs und multinationaler Zusam-
mensetzung wie im Zentrum verfügen. Man-
ches Kriegsausbruchsszenario sieht die Mög-
lichkeit vor, daß der Übergang vom kalten zum 



heißen Krieg an den Flanken stattfinden 
könnte, daß dort begrenzte oder auch symboli-
sche Angriffe vorstellbar wären. Die NATO 
widmet deshalb der Möglichkeit kurzfristiger 
Verlagerung mobiler Kräfte aus dem Zentrum 
auf die Flanken einige Aufmerksamkeit und 
ist an der politischen Stabilität in dieser Re-
gion in hohem Maße interessiert34 ).

35) Vgl. hierzu die Äußerungen des Armeekomman-
danten des österreichischen Bundesheeres, Emil 
Spannocchi, in der Neuen Zürcher Zeitung vom 
16. Juli 1978 und dessen Beitrag „Verteidigung ohne 
Selbstzerstörung", in: Verteidigung ohne Schlacht, 
München 1976, S. 17ff.; vgl. ferner Hellmut Berger, 
Unsere Landesverteidigung, in: Österreichische Mi-
litärzeitschrift, H. 3/1979, S. 185 ff.
36) Vgl. Ceaucescus Rede vor Bergarbeitern, nach 
Financial Times, 15. August 1979.

Nicht unmittelbar beeinflußbar, aber für die 
Sicherheitspolitik des Westens wichtig sind 
die neutralen Anrainer des Bündnisgebietes. 
Im Norden haben die Schweden gegenüber 
der Sowjetunion stets den für die NATO wich-
tigen Eindruck vermittelt, keine leichte Beute 
oder schlichtes Durchmarschgebiet zu sein. Im 
Süden setzt die Schweiz, inmitten des NATO-
Gebietes gelegen, die Tradition des unbeugsa-
men politischen Neutralismus und der unein-
nehmbaren militärischen und geographischen 
Festung fort. Im Südosten beschäftigte sich die 
NATO immer wieder mit der Frage, ob man im 
Falle eines Krieges mit einem Angriffskeil 
nach Süddeutschland rechnen müsse, der aus 
der Tschechoslowakei und Ungarn heraus 
zum Teil über österreichisches Staatsgebiet 
geführt werden könnte. Österreich kann sich 
wie die Schweiz keine Abschreckungsstreit-
macht leisten und aufgrund des Staatsver-
trages von 1955 nicht in die NATO eintreten. 
Es besitzt nicht die Fähigkeit, sich auf einen 
Krieg mit der Sowjetunion einzulassen mit der 
Aussicht auf die erfolgreiche Verteidigung ge-
gen einen Großangriff des Warschauer Paktes 
auf Österreich. Wien hat aber mit einem sei-
nen Kräften angemessenen Konzept der 
Raumverteidigung eine Militärstrategie ent-
wickelt, die es erlaubt, den militärischen Wi-
derstand unter Ausnutzung der geographi-
schen Möglichkeiten auch mit technisch un-
terlegenen Kräften so aufzubauen, daß eine 
handstreichartige Inbesitznahme Österreichs 
durch einen Angreifer nicht möglich ist. Zu-
mindest kann das österreichische Bundesheer 
einen großangelegten Durchmarschversuch 

es Warschauer Paktes so stören, daß ein blit-
Artiger Angriff auf die NATO im süddeut-

34) Vgl. die regelmäßigen Hinweise in den Weißbü-
Mernder Bundesregierung. Zur Situation an der 
s t flanke der NATO vgl. den Vortrag des Staats-

etärs für Verteidigung in Norwegen, Johan J. 
ozstvor der Deutschen Gesellschaft für Auswär-
86 olitik in Bonn am 14. November 1978, MS. 

sehen Raum auf diesem Wege kaum möglich 
erscheint35 ).

Der sicherheitspolitische und militärstrategi-
sche Spielraum der kleinen Staaten des War-
schauer Paktes ist geringer als der vergleich-
barer NATO-Staaten, zumal der multilaterale 
Vertrag von Warschau durch bilaterale Ver-
träge der Sowjetunion mit den Staaten des 
Vorfeldes unterlegt ist. Eine Selbständigkeit 
wie die Frankreichs innerhalb des Bündnisses 
ist kaum vorstellbar, wenngleich die Einzel-
gänge Rumäniens bis hin zur Weigerung 
Ceaucescus, die Militärausgaben zu erhö-
hen36 ), durchaus Anklänge an die Rolle 
Frankreichs im westlichen Bündnis aufweisen. 
Betrachtet man vom Standpunkt der westli-
chen Sicherheitsinteressen aus die Rolle der 
osteuropäischen Staaten im Warschauer Pakt 
im Hinblick auf eine offensive Militärstrategie 
dieses Bündnisses in seiner Gesamtheit, so 
kann man trotz integrierter Manöver des Pak-
tes und der Annahme einer beim sowjetischen 
Generalstab zentralisierten Führung von ei-
ner Relativierung der militärischen Fähigkeit 
durch politische Faktoren ausgehen.

Das Nationalitätenproblem stellt bereits eine 
Innenbelastung der Sowjetunion dar; erst 
recht muß der Faktor nationaler Sonderinter-
essen die Handlungsfähigkeit des Warschauer 
Paktes beeinflussen. Staaten wie etwa Polen 
und Ungarn verfügen über eine Tradition na-
tionaler Identität, die nicht jünger ist als die 
russische. Die Streitkräfte können nicht gänz-
lich vom politischen Identitätsbewußtsein der 
jeweiligen Landesöffentlichkeit abgesondert 
werden; sie waren oft genug gerade die offe-
nen oder versteckten Träger des Nationalbe-
wußtseins. Der Aufstand in Ungarn 1956 
wurde ganz wesentlich von den Streitkräften 
des Landes genährt, und die Größe der War-
schauer-Pakt-Intervention 1968 in der Tsche-
choslowakei zeigt, daß Moskau sich der Hal-
tung der tschechoslowakischen Armee kei-



neswegs sicher sein konnte. Polens alte na-
tionale Gegnerschaft zum großen Nachbarn 
im Osten dürfte bei allen Sowjetführern un-
vergessen sein.
Sollte es Generalpläne des Warschauer Paktes 
für ein militärisches Vordringen nach Westen 
geben, so wären die verbündeten Truppen der 
Mitgliedsländer außerhalb der Sowjetunion 
nur unter Bedingungen und Beschränkungen 
für Moskau als feste Größen einzuplanen. Dies 
dürfte selbst für die DDR gelten, deren Streit-
kräfte aufs engste mit den sowjetischen ver-
bunden sind. Das Legitimations- und Identi-
tätsdefizit der DDR weist der nationalen 
Volksarmee eine herausragende Rolle zu im 
Rahmen der Sicherung nach außen, im Verein 
mit den paramilitärischen Verbänden auch 
nach innen und im Rahmen des staatlichen Er-
ziehungskonzeptes im Hinblick auf die Erzeu-
gung eines DDR-Staatsbewußtseins. Alle bra-
marbasierenden Töne von DDR-Militärfüh-
rern können nicht verdecken — wenn sie 
nicht geradezu darauf hinweisen —, daß die 
deutsche Frage noch virulent ist und die Sol-
daten der NVA von den Medien der Bundes-
republik ständig erreicht werden.
Als Angriffsspitze eignen sich die nichtrussi-
chen Warschauer-Pakt-Armeen nicht, als 
„zweite Welle" sind sie zum Teil und allenfalls 
bei sehr eindeutigen und durchschlagenden 
militärischen Erfolgen der Sowjettruppen vor-
stellbar. Ebenfalls denkbar wäre in den Kriegs-
wirren ein Abfall einzelner oder aller Satelli-
tenstaaten von Moskau. Eine militärische Of-
fensive des Warschauer Paktes nach Westen 
würde, auch wenn sie als zuvorkommende 
Verteidigung deklariert wäre, angesichts der 
Fähigkeit der NATO, einen handstreicharti-
gen Vorstoß auf den Rhein zu verhindern, das 
Risiko in sich bergen, daß die Sowjetunion den 
Satellitengürtel verliert, das heißt ihren Si-
cherheitsstatus gegenüber dem Westen dra-
stisch verschlechtert37 ).

37) Diese Annahme der politischen Kriegsfolgen für 
die Sowjetunion erscheint auch in dem Szenario des 
ehemaligen NATO-Generals Hackett: Jon Hackett, 
Der Dritte Weltkrieg, München 1979. Zu den bis-
lang wenig explizierten militärstrategischen Inter-
essen der DDR vgl. Armeegeneral Heinz Hoffmann 
(Minister für Nationale Verteidigung), Streitkräfte 
in unserer Zeit, in: DDR-Handbuch, hrsg. vom Bun-
desministerium für innerdeutsche Beziehungen, 
Bonn 1972h Reinhard Mutz, „Sozialistische Landes-
verteidigung" und Abrüstung. Fragen zur Militär-

doktrin der DDR, in: Aus Politik und Zeitgeschicht 
B 43/79, S. 27 ff.
38) Vgl. z. B. die Denkschriften des Generals Hao 
Speidel für Adenauer 1948—1950 und den Beim 
des Generals Adolf Heusinger von 1953, in: Sch« 
bert, Sicherheitspolitik, Dokumentation Teil 
a. a. O. (Anm. 1), S. 65 ff. und S. 98 ff.
39) Vgl. die Auszüge aus der Himmeroder Deo 
schrift ebenda, S. 91 ff., S. 262 ff. und S.338ff.kon 
plette Edition durch Hans-Jürgen Rautenberg® 
Norbert Wiggershaus, Die „Himmeroder Deo 
schrift" vom Oktober 1950, in: Militärgeschichtlic 
Mitteilungen H. 21/1977.
40) Vgl. neben der Himmeroder Denkschrift '
Rede Kurt Schumachers vom 17. September 1950. 
Schubert, Sicherheitspolitik, Dokumentation Teil � 
a. a. O. (Anm. 1), S. 86.
41) Vgl. die Angaben in den Speidel-Denkschrift®
und in der Himmeroder Denkschrift, a.4
(Anm. 38 und 39).

4. Militärstrategische Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland

Die militärstrategische Situation der Bundes-
republik Deutschland ist, was die Quellenlage 
anbelangt, zuverlässiger zu analysieren als die 
der DDR oder anderer Ostblockstaaten 
Schwierigkeiten bereitet bei der engen Ein-
bindung in das Bündnis die Isolierung spezi-
fisch deutscher Positionen. Sie sind dezidiert 
und ausdrücklich bislang nur in der Phase vor 
dem NATO-Beitritt nachweisbar38 ). In da 
Himmeroder Denkschrift von 1950 entwarler 
die Militärexperten Adenauers ein an die 
Kriegführung des Zweiten Weltkrieges erin-
nerndes, großflächiges Gemälde von der mili-
tärischen Lage, das den gesamten europä 
sehen Kontinent mit angrenzenden Regionei 
umfaßte, um schließlich für die Bundesrepu 
blik zur Forderung nach einer Verteidigun 
soweit wie möglich ostwärts des Rheins zt 
kommen39 ). Diese Position war aus deutsche 
Sicht angesichts der westlichen Planung ver 
ständlich und zog die Forderung westliche 
Truppenverstärkung und der Aufstellun, 
zwölf deutscher Divisionen nach sich.
Der in der Himmeroder Denkschrift ebensi 
wie in Politiker-Reden — selbst des Opposi 
tionsführers Schumacher — zu beobachtend 
revisionistische Unterton, im Falle eines Krie 
ges die Kampfhandlungen schnellstmöglich ii 
die sowjetisch besetzten Gebiete hineinzutra 
gen40 ), stand im Gegensatz zu der den Lage 
beurteilungen zugrunde liegenden Annahm 
einer exorbitanten sowjetischen Militärübel 
legenheit41 ). Die militärstrategische Aufe 



sung der führenden operativen Köpfe unter 
den Militärexpertten Heusinger und Speidel, 
daß ein Abwehrkampf in beweglichen Opera-
tionen mit Gegenangriffen in die Flanken ei-
nes Angreifers geführt werden müsse, um die 
zahlenmäßige Unterlegenheit durch Überle-
genheit der Kampfführung auszugleichen, 
deckte sich mit der NATO-Auffassung, hat sie 
wohl auch mitbeeinflußt. Das Alternativkon-
zept einer statischen 
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Verteidigung in der 
Nähe der Ostgrenze, wie es der Oberst von 
Bonin im Amt Blank formuliert hatte ),  wurde 
1955 ausdrücklich abgelehnt, der Oberst ent-
lassen.
Sowohl die Nuklearstrategie der Massiven 
Vergeltung als auch die der abgestuften Erwi-
derung lösten anfänglich in Bonn Verwirrung 
aus. Im einen Fall widersprach die Ersetz

43

ung 
von Truppen durch Nuklearwaffen den Bon-
ner Vorstellungen über Verteidigung, im an-
deren Fall löste die Wiederherstellung der 
Funktion konventioneller Truppen im Ab-
wehrkonzept beim deutschen Verteidigungs-
minister Ängste über die Verläßlichkeit der 
nuklearen Abschreckung durch die USA 
aus ). Unterdessen hatten aber deutsche Mili-
tärs im NATO-Rahmen längst das Konzept der 
Abgestuften Erwiderung mit der Fähigkeit, auf 
den unteren Stufen der Eskalation einen kon-
ventionellen Abwehrkrieg zu führen, gefor-
dert und schrittweise eingeführt44 ). Damit ver-
band sich die aus deutscher Sicht wichtige 
Vorverlegung der ersten Verteidigung an die 
Ostgrenze der Bundesrepublik — zunächst als 
V orwärtsverteidigung" bezeichnet und später 
in .Vorneverteidigung" abschwächend umbe-
nannt.

45) Vgl. die offiziellen Angaben im Weißbuch 1979 
der Bundesregierung, a. a. O. (Anm. 47), S. 161 ff.: vgl. 
auch die Diskussion der Probleme militärstrategi-
scher Konzeptionsbildung durch den ehemaligen 
Generalinspekteur der Bundeswehr, Ulrich de Mai-
zire, in: Politik, Strategie und Rüstung in der So-
wjetunion, Wehrforschung aktuell, Bd. 7, München 
1977, S. 46 ff.; ferner den Aufsatz des ehemaligen 
NATO-Oberbefehlshabers Europa-Mitte: Johann 
Adolf Graf Kielmansegg, Probleme eines kriegeri-
schen Konflikts, insbesondere in Mitteleuropa, in: 
Kaiser/Kreis (Hrsg.), Sicherheitspolitik, a. a. O. 
(Anm. 26), S. 295ff.; Ulrich de Maiziere, Verteidigung 
in Europa-Mitte, Wehrforschung aktuell Bd. 4, Mün-
chen 1975; Johannes Steinhoff, Wohin treibt die 
NATO?, Hamburg 1976.

Innerhalb der NATO-Militärstrategie formu-
ert die Bundesregierung heute eine militär-
strategische Konzeption, die die Aufgaben-

42)V gl. die Denkschrift des Obersten a. D. Bogislav 
won Bonin vom März 1955, in: Schubert, Sicherheits-
Laik, Dokumentation Teil II (Anm. 1), S. 110ff.; 
enz Brill, Das Problem einer wehrpolitischen Al-

genative für Deutschland. Die Auseinandersetzun-
denum die wehrpolitischen Alternativvorschläge 
«Ubersten Bogislav von Bonin (1952—1955), Göt-

tingen 1977.
43)Vgl z.B. Franz Josef Strauß, Glaubhafte Sicher-

1961 sh Abschreckung, in: Außenpolitik H. 8/ 
An.' ' 515ff.; vgl. auch ders., Herausforderung und 
^.Stuttgart 1968.
s 386 speidel. Aus unserer Zeit, a. a. O. (Anm. 19), 

Stellung der Bundeswehrverbände und die 
NATO-Kampfführung auf deutschem Territo-
rium präzisiert und die deutschen Interessen 
hierbei zum Tragen bringen soll.

Die Bundeswehr hat im Rahmen der NATO-
Strategie vor allem die Aufgabe, mit ihrem 
Feldheer als integrierte NATO-Streitkraft 
grenznah zu verteidigen, mit ihrem nationalen 
Territorialheer in der rückwärtigen Kampf-
zone die Operationsfreiheit der NATO-Ver-
bände zu sichern, mit ihrer Luftwaffe im 
NATO-Verbund neben der Luftverteidigung 
den gegnerischen Heeresverbänden den An-
marsch abzuschneiden und mit der Marine — 
neben der Küstenverteidigung — den Kriegs-
schiffen des Warschauer Paktes den Austritt 
aus der Ostsee in den Atlantik zu verweh-
ren45 ). Die operative Führung liegt bei den in-
tegrierten Kommandostellen der NATO. Die 
politische Führung eines Krieges vollzieht 
sich hauptsächlich über die Gremien der 
NATO. Hier sind auch die technischen und in-
stitutioneilen Voraussetzungen für die politi-
sche Entscheidungsfähigkeit des Bündnisses 
in Krisensituationen geschaffen worden. Das 
Krisenmanagement bezieht sich bis heute al-
lerdings in erster Linie auf die bündnisinterne 
Entscheidungsbildung über Signale und mili-
tärische Maßnahmen gegenüber dem Gegner, 
noch kaum auf die Krisenkommunikation mit 
ihm.

5. Die Bündnisrolle der NATO

Das westliche Bündnis selbst hat im Laufe sei-
ner Geschichte immer mehr auch Subjektcha-
rakter bekommen, obwohl es sich bei der 
NATO im Vergleich zur supranational geplan-



ten EVG um ein eher traditionelles Verteidi-
gungsbündnis handelt. Die Bündniswirklich-
keit mit gemeinsamen Oberkommandos, die 
auch im Frieden handlungsfähig sind und die 
operative Führung sowie die Ausbildungskon-
trolle über die assignierten Verbände, darun-
ter alle Bundeswehrdivisionen, innehaben, 
geht allerdings weit über vorher bekannte 
Bündnissysteme hinaus. Trotz der amerikani-
schen Prädominanz und der regelmäßigen Be-
setzung des Oberkommandos in Europa („SA-
CEUR“) durch das Pentagon hat sich eine 
Übung der multilateralen Willensbildung ent-
wickelt, die zwar gelegentlich zu Verzögerun-
gen geführt hat — Flexible Response, zu Be-
ginn der sechziger Jahre formuliert, wurde 
erst 1967 offizielle NATO-Strategie —, die 
aber durch Konsens auf der Bündnisebene die 
politische Handlungsfähigkeit des Bündnisses 
bewirkt. Diese Handlungsfähigkeit ist eine der 
Voraussetzungen für die Glaubwürdigkeit der 
Abschreckungsdrohung und die Fähigkeit 
zum Krisenmanagement.
In den europäischen Sicherheitskonferenzen 
KSZE und MBFR hat das Bündnis gelernt, 
selbst während des Verhandlungsvorganges 
eine gemeinsame politische Willensbildung 
und Verhandlungsführung herbeizuführen. In 
der Phase der Entspannungspolitik hat die 
NATO zudem ihre Rolle als nicht nur militäri-
sches, sondern vor allem politisches Bündnis 
bekräftigt und ausgebaut. Seit dem sogenann-
ten Harmel-Bericht an die NATO 1967 46 ) und 
die darauf folgenden Beschlüsse des NATO-
Rates verfolgt das Bündnis ausdrücklich eine 
politische Doppelstrategie der Wahrung der 
Verteidigungsfähigkeit bei Entwicklung poli-
tischer Entspannung. Mit der aktiven Beteili-
gung an dem Versuch kooperativer Rüstungs-
steuerung in Europa ist dieser Ansatz konkre-
tisiert worden.

Die NATO besitzt gegenüber dem War-
schauer Pakt den politischen Vorteil der Legi-
timation durch demokratisch gewählte Parla-
mente und Regierungen und den militärstrate-
gischen Vorteil der äußeren Linie, sie muß je-
doch den geographischen Nachte der Aus-
dehnung des Bündnisgebietes über den Atlan-
tik hinweg ausgleichen. Alle militärstrategi-
sche Planung der NATO betont deshalb den

46) Wortlaut in: Schubert, Sicherheitspolitik, Doku-
mentation Teil I, a. a. O. (Anm. 1), S. 362 ff.

Faktor der Beweglichkeit, der Medien Luft 
und Wasser sowie das Postulat der Einheit des 
Bündnisgebietes. Eine Abkoppelung 
Nordamerikas, der USA und Kanada, von 
Westeuropa würde dem Bündnis nicht nur 
seine politische, sondern auch seine militär-
strategische Grundlage entziehen. Die NATC 
geht heute davon aus, daß die mil
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itärstrategi-
sche Konzeption des Warschauer Paktes in 
Europa offensiv ausgelegt ist. Die östlicher 
Streitkräfte seien so gerüstet und gegliedert 
daß sie im Falle eines Krieges einen raumgrei-
fenden Durchbruch nach Westen versuchet 
können. Die politische Absicht einer Aggres 
sion sei damit nicht unterstellt. Die militari 
sehe Führung werde aber gleich bei Beginn ei 
nes Krieges die Initiative zu gewinnen suchen 
Um einen Krieg durch Abschreckung zu ver 
hindern, will die NATO mit ihrer Militärstra 
tegie der flexiblen Reaktion jedes Angriffskai 
kül mit einem untragbaren Risiko verknüp 
fen ).

Das westliche Bündnis will zum einen in di 
rekter und grenznaher Verteidigung einen 
Aggressor den angestrebten Erfolg mit Mit 
teln, die den von ihm eingesetzten entspre 
chen, verwehren, vor allem schnelle Vorstoß' 
einer „faits accomplis"-Strategie unmöglic 
machen. Reicht eine Verteidigung mit kon 
ventionellen Waffen nicht hin, können nukle 
are Waffen zum Einsatz gelangen. Zum zwei 
ten soll in einer vorbedachten Eskalation de 
Kampf mit nuklearen Waffen und räumlic 
ausgeweitet werden, um den entschlossene 
Willen unter keinen Umständen nachzuge 
ben, zu demonstrieren und den Angreifer a 
besonders empfindlichen Stellen zu treffel 
Schließlich droht dem Aggressor zum dritte 
die allgemeine nukleare Reaktion gegen str 
tegisches Potential, Industrie- und Bevölke 
rungszentren. Diesen als Abfolge oder zu gle 
eher Zeit angedrohten militärischen Hane 
lungsmöglichkeiten entspricht die NATC 
Einteilung der Streitkräfte in 1. nuklear-strat

47) Vgl. die Darstellung der NATO-Militärstrateg
im Weißbuch 1979 „Zur Sicherheit der Bundes 
blik Deutschland und zur Entwicklung der Bun 16 
wehr", im Auftrag der Bundesregierung hrs&,0) 
Bundesminister der Verteidigung, Bonn 1 ' 
S. 155 ff.; vgl. auch den Vortrag des Bundesministe 
der Verteidigung, Hans Apel, in München a 
17. Februar 1979, in: Bulletin des Presse- und In» 
mationsamtes der Bundesregierung vom 2 
bruar 1979, S. 189 ff. 



gische, 2. nukleare Kräfte in und für Europa 
und 3. konventionelle Kräfte. Die USA 
versuchen seit einigen Jahren, die Drohung 
mit dem unbegrenzten strategischen Schlag 
auf der ersten Stufe dieser Triade, die we-
gen der verheerenden Folgen auch selbstab-
schreckend wirkt, aufzufächern in Möglich-
keiten des ausgewählten und damit begrenz-
ten Einsatzes („Selektive Option")48 ). Die 
NATO strebt zur Zeit eine Modernisierung 
der nuklearen Einsatzmittel für den europäi-
schen, d. h. taktischen und regionalstrategi-
schen Einsatz an. Zur Stärkung der untersten 
Ebene der Triade hat das Bündnis ein „langfri-
stiges Verteidigungsprogramm" beschlossen. 
Dabei ist für die Realisation des NATO-Kon-
zepts der Vorne-Verteidigung und für die 
deutschen militärstrategischen Interessen die 
Verbesserung der Panzerabwehrfähigkeit, der 
Aufklärungsfähigkeit und der Fähigkeit zur 
Zuführung von Truppen aus den Vereinigten 
Staaten Von besonderer Bedeutung.

Die Rüstungsdebatte der NATO im Herbst 
1979 hat nicht nur das sicherheitspolitische 
Dilemma der Westeuropäer deutlich hervor-
treten lassen, sondern damit auch ein Grund-
problem der NATO neu aufgeworfen: die par-
tielle Interessendivergenz der Bündnispartner 
diesseits und jenseits des Atlantiks. Das Pro-
blem liegt für das Bündnis darin, daß die bei al-
ler Gemeinsamkeit der Grundinteressen den-
noch vorhandenen Divergenzen nicht in poli-
tischer Diskussion ausgetragen und in ein für 
die Amerikaner ebenso wie für die Europäer 
schlüssiges Bündniskonzept eingearbeitet 
sind. Die häufig beschworene Bündnissolidari-
tät impliziert nicht nur die Rücksichtnahme 
der kleineren Partner gegenüber der als Füh-
nungsmacht anerkannten Vormacht, sondern 
auch z. B. die Abschätzung der Zumutbarkeit 
von bestimmten Rüstungsvorhaben der Füh-
pngsmacht für die kleineren Staaten im 
undnis. Die Europäer werden ihre Interessen 

ggenüber den USA deutlicher artikulieren 
und die Amerikaner werden ihre Wahrneh-
mungsfähigkeit für europäische Probleme 
8 ärfen müssen. Die Funktionsfähigkeit des 
bnndnisses hängt nicht nur von der Führungs-
dhigkeitder Vormacht, sonde

48)

rn auch von den 
Vgl Z B. die Ansprache des US-Verteidigungs-

vonisters Harold Brown vor der Marineakademie 
vonannapolis am 30. Mai 1979, in: Amerika-Dienst 
'°® 13. Juni 1979.

Mitsprachemöglichkeiten der kleineren Part-
ner ab, d. h.von der Teilnahme der Betroffenen 
an der Willensbildung über das, was sie be-
trifft. Es trübt die Bündnis-Kohärenz, wenn die 
Amerikaner in einer schwierigen Situation le-
diglich kritisiert werden und sie das als 
schwindende Loyalität auslegen. Es fördert 
aber den Zusammenhalt, wenn die Europäer 
ihre Sicherheitsinteressen ausdrücklich defi-
nieren und diese in den Willensbildungspro-
zeß der NATO einbringen.

6. Gleichgewicht — Stabilität

Heute besteht zwischen NATO und War-
schauer Pakt die wechselseitige Wahrneh-
mung des Gleichgewichtes der Kräfte und der 
strategischen Stabilität. Keine Seite des Ost-
West-Konfliktes lebt in der Erwartung eines 
Angriffsvorhabens der anderen Seite. Die Ab-
schreckungsdrohung ist wechselseitig wirk-
sam und die Entspannungs-Diplomatie hat 
durchaus zu einer gewissen Vertrauensbil-
dung geführt — und dennoch belauern sich 
die Kontrahenten gegenseitig in der Furcht, es 
könnten einer Seite offensive Möglichkeiten 
zuwachsen. Trotz Entspannung hat sich die 
Rüstungsproduktion in den beteiligten Län-
dern wenigstens auf demselben Niveau gehal-
ten. Das fortgesetzte Wettrüsten und die qua-
litativen Sprünge werfen den Schatten der 
strategischen Destabilisierung in die achtziger 
Jahre voraus. Zahlenmäßiges Gleichgewicht 
und Stabilität sind nicht als identische Größen 
anzusehen.

Die wechselseitige Schadensandrohung auf al-
len Ebenen der Waffentechnik und in allen 
Regionen läßt heute kein Kalkül zu, das im 
Ost-West-Konflikt durch Krieg ein Ergebnis 
verspricht, dessen Gewinn nicht durch die 
Kosten mehrfach aufgehoben wird. Auf kei-
nem Felde des Machtinteresses — sei es die 
Wirtschaft, die Herrschaftssicherung, die Ein-
flußmöglichkeit — kann durch Krieg ein Vor-
teil oder Gewinn erworben werden, der die 
wahrscheinlichen Verluste rechtfertigen 
könnte. Die vitalen Interessen der hochindu-
strialisierten NATO-Mitglieder lassen jegli-
che Kriegsplanung nicht zu. Seine Zusammen-
setzung macht das Bündnis zur Aggression po-
litisch unfähig. Aus der Sicht der Sow tunion 
betrachtet, ist der Handel mit der westlichen



Wirtschaft ungleich wertvoller als der Besitz 
eines zerstörten oder entvölkerten Ruhrgebie-
tes, versprechen das Vorfeld abhängiger Staa-
ten und die politische Stabilität in Westeuropa 
für die Sowjetunion weniger Unsicherheit als 
die neuerliche Zerschlagung des europäischen 
Staatensystems, lassen sich weltweite Präsenz 
und Einflußmöglichkeiten der sowjetischen 
Marine nur im Friedenszustand mit den USA 

realisieren. Im Ost-West-Konflikt gibt es nu 
noch eine vorstellbare Möglichkeit für eine 
Kriegsausbruch: die Angstreaktion in eine 
unbeherrschten Krise, der Versuch, milita 
risch zuvorzukommen aus Furcht, mit Reaktio 
nen militärisch zu spät zu kommen, die Fluch 
nach vorne — eine irrationale, aber im indiv 
duellen und sozialen Verhalten des Mensche: 
bekannte Reaktion.

IV. Das Eigengewicht des Technischen

Rüstungsforschung und Waffentechnik haben 
sich unabhängig vom sicherheitspolitischen 
Rahmen und von den militärstrategischen Pla-
nungen weiter entwickelt. Technisches Ver-
mögen wächst der Gesellschaft nicht als Aus-
fluß politischen Wollens und strategischen 
Denkens zu: Politiker und Militärs setzen eher 
umgekehrt die vorgegebenen Daten techni-
scher Entwicklung und die damit verbunde-
nen ökonomischen Interessen in Strategien 
um. Angesichts der Geschichte der Nuklear-
strategien und zu Beginn einer neuen Strate-
gie-Debatte muß die Frage gestellt werden, in-
wieweit Militärstrategien und Abschrek-
kungs-Doktrinen im Ost-West-Konflikt nach-
trägliche Rationalisierungen technischer In-
novationen der Rüstungsindustrie darstellen.

1. Wirkungen neuer Technologien

Die beiden entscheidenden rüstungstechni-
schen Schritte des Nuklearzeitalters waren 
zuerst die Herstellung der Nuklearsprengkör-
per selbst und dann die Fähigkeit, sie über 
mehrere tausend Kilometer ins Ziel zu brin-
gen. In Verbindung mit der technisch reali-
sierten Fähigkeit zum „zweiten Schlag“ ist ein 
strategisches System der Drohung und Gegen-
drohung entstanden, das unter diesen Bedin-
gungen stabil erscheint, durch neue techni-
sche Bedingungen aber destabilisiert werden 
kann. Gegenwärtig erreicht die Rüstungstech-
nik ein neues Qualitätsniveau, das man mit 
den Faktoren Schadenswirkung und Treffge-
nauigkeit kennzeichnen kann. Die Schadens-
wirkung der nuklearen Massenvernichtungs-
waffen wird, bezogen auf die einzelnen

Sprengköpfe, vermindert und in den einzelne 
Wirkungskomponenten spezifiziert. Gleich 
zeitig wächst die Zerstörungswirkung konver 
tioneller Waffensysteme, die ihre zerstörend 
Wirkung auch flächendeckend entfalten kör 
nen49 ).

49) Zur neuen Waffentechnologie und ihren mög 
chen Folgen vgl. Harry G. Gelber, Der Einfluß new 
Militär-Technologien auf die internationalen Bezi 
hungen, in: Europa-Archiv, H. 11/1977, S.3391 
Herwig Pickert, Neue Waffentechnologien, Waffe 
arten und Kampfmittel, in: Aus Politik und Zeitg 
schichte B 11/79, S.3ff.: New ConventionalW 
apons and East-West Security, Part I and II, Adelp 
Papers des IISS Nr. 144 u. 145, London 1977, Chi 
stoph Bertram, Arms Control and Technologie 
Change, Adelphi-Papers Nr. 146, London 1978; Jo 
J. Mearsheimer, Precision-guided Munitions d 
Conventional Deterrence, in: Survival, H. 2/19 
S. 68 ff.; Manfred Opel, Neue Waffentechnologie 
in: Günter Walpuski und Dieter O. A. Wolf (Hrs 
Einführung in die Sicherheitspolitik, München 1 
S. 229 ff.; Herbert Scoville Jr„ Neue Waffen rück' 
die atomare Katastrophe näher, in: Blätter für de 
sehe und internationale Politik, H. 2/1979, S. 15 
Gregory F. Treverton, Nuclear Weapons and i 
„Gray Area“, in: Foreign Affairs, Summer 1 
S. 1075 ff.; Johan J. Holst und Uwe Nerlich (Hrsi 
Beyond Nuclear Deterrence, New Aims — " 
Arms, New York 1977; Gert Krell, Neue Techno 
gien und Rüstungskontrolle, in: Forndran(Fred 
(Hrsg.), Rüstungskontrolle, a. a. O. (Anin. 5) S * 
Hubert Feigl, Rüstungstechnische Entwicklu 
tendenzen im Blick auf die Luftkriegführung. • 
Stiftung Wissenschaft und Politik (Hrsg.), P°_df' 
und Interdependenz, Baden-Baden 1978, S. 2 ‘

Die Kluft zwischen der Waffenwirkung m 
klearer und konventioneller Systeme verrir 
gert sich. Die Treffgenauigkeit der System, 
welche die Sprengkraft ins Ziel bringe: 
wächst auf allen Ebenen drastisch, da ma 
heute die verschiedenen Flugkörper noch! 
der Endphase des Fluges vor dem Auftreffe 
im Ziel lenken kann. Ballistische Raketen st



wohl der globalstrategischen als auch der 
regionalstrategischen Reichweite können im 
Ziel mit Abweichungen von weniger als 100 
Metern so genau treffen, daß die für die Zer-
Störung eines bestimmten Zieles erforderliche 
Sprengkraft des nuklearen Sprengkörpers ver-
ringert werden kann und dennoch die militä-
risch beabsichtigte Zerstörungswirkung mit 
hoher Wahrscheinlichkeit erreicht wird. Kon-
ventionelle, insbesondere Panzerabwehrwaf-
ien treffen zunehmend punktzielgenau, so daß 
die anzunehmenden Trefferquoten steigen. 
Die gesteigerte Zielgenauigkeit der Waffen 
wird durch die verbesserten Aufklärungsmög-
lichkeiten zur Zielerkennung und Zielortung 
via Satellit, Flugzeug und elektronischer 
Kampfführung noch wirkungsvoller. Anzu-
merken bleibt, daß die Inanspruchnahme des 
Raumes unter der Wasseroberfläche wegen 
der Bedeutung als Startplatz für strategische 
Raketen und des Raumes über der Erdatmo-
sphäre wegen dessen mehrfacher Bedeutung 
für den Einsatz strategischer Waffen als 
Kampfraum fortschreitet50 ). Hier dürfte der 
ibernächste Innovationsschub und Destabili-
sierungsschritt zu erwarten sein.
Der gegenwärtige Trend der technischen Ent-
wicklung zu kleineren, zahlreicheren, zielge-
laueren, beweglicheren und deshalb weniger 
verwundbaren Waffensystemen hat zur Folge, 
daß die Schadenswirkung begrenzter und ge-
zielter geplant werden kann und daß die Gren-
zen zwischen den globalstrategischen, regio-
laistrategischen und konventionellen Streit-
kräfte-Kategorien verschwimmen. Damit kön-
nen die im westlichen Denken fester als im 
östlichen Denken verankerten Grenzen zwi-
schen Abschreckung und Kriegführung un-
deutlich werden. Es ist vorstellbar, daß die 
heute zunehmend wirksamen technischen 

aktoren die technisch ermöglichte und stra-
tsgisch erwünschte Fähigkeit der wechselsei-
“gn Zerstörung untergraben und damit das 
mühsam hergestellte Balance-System der ge-
genseitigen Abschreckung in Frage stellen. 
Rlexibilität, Präzision und Selektivität der an-
?^rohten_Vernichtungswirkung können ei- 
"50)Vgl.z.B.  das Interview mit Christoph Bertram, 

for s. irektor des Londoner International Institute 
n 1 rategic Studies, und Frank Asbeck unter dem mesn 
Äsmes Sonntagsblatt, 27. August 1978, sowie die in 
^«angegebene Literatur.

nerseits die abschreckende Wirkung erhöhen, 
andererseits aber gleichzeitig eine Vorausset-
zung der Abschreckungswirkung in Frage 
stellen, wenn die Entwaffnung des Gegners 
möglich erscheint oder wenn durch „zuvor-
kommenden Waffeneinsatz" entscheidende 
Vorteile erreichbar erscheinen. Daraus könnte 
weiter der Zwang abgeleitet werden, schnell 
zu reagieren, mit der Folge, daß Automatismus 
an die Stelle politischer Entscheidung tritt. 
Die abschreckende Wirkung der Eskalations-
fähigkeit setzt aber die Zeit zu politischem 
Handeln, zur Abgabe von Signalen und zur Re-
aktion auf Signale voraus. Schließlich wirkt 
die rüstungstechnische Innovation nicht nur 
auf das System der Abschreckung, sondern 
auch auf die Ansätze zur kooperativen Rü-
stungssteuerung destabilisierend, denn Ab-
kommen, die einen bestimmten Standard der 
Rüstungstechnik begrenzen, werden obsolet, 
wenn die so beschränkte Waffenwirkung 
durch neue technische Entwicklungen auf ei-
nem noch nicht durch Vereinbarungen erfaß-
ten Feld ersetzt werden.

2. Ursachen des Weiterrüstens

Die Gründe für das fortgesetzte Rüsten, die 
dem Rüstungsprozeß immanenten Triebkräfte, 
sind nicht auf eine Ursache zurückzuführen. 
Beziehungsmuster zwischen den Blöcken des 
Ost-West-Konfliktes ergänzen sich mit Innen-
faktoren der Bündnisse sowie der Politik- und 
Wirtschaftssysteme einzelner Länder und ad-
dieren sich zu einer Dynamik des fortgesetz-
ten Rüstens, die bislang als nahezu unbeein-
flußbar erscheinen muß. Die im Konflikt selbst 
angesiedelten intersystemaren Faktoren sind 
schwer mit einem Aktions-Reaktionsschema 
zu erklären, da im Längsschnitt durch die Ent-
wicklung kaum Herausforderungen und Ant-
worten im einzelnen und unabhängig von 
Rechtfertigungskonstruktionen zu identifizie-
ren sind. Die vergleichbaren technischen Stan-
dards der großen Beschaffungsprogramme in 
Ost und West sind im zeitlichen Ablauf gegen-
einander phasenversetzt. Der Analytiker ist 
versucht, seine Hilflosigkeit mit dem Bild von 
der Henne und dem Ei zu überdecken. Es wird 
Überlegenheit gesucht und verteidigt. Es wird 
Unterlegenheit verschleiert und überwunden. 
Es werden durch „Vorrüsten" und „Nachrü-



sten", d.h. „Aufrüsten", Verhandlungspositio-
nen aufgebaut. Jede Seite versucht, Vorteile 
zu maximieren, was auf die Maximierung von 
Nachteilen auf der Gegenseite hinausläuft. Da 
die Gegenseite ebenfalls weiterrüstet, betrei-
ben alle eine Politik der Stärke, die im Laufe 
der Zeit hohe Kosten verursacht, ohne die Ge-
winnerwartung befriedigen zu können. Nicht 
das sicherheitspolitische Optimum, sondern 
das rüstungspolitische Maximum scheint bis-
lang das Ziel zu sein.

Welche Rolle Bedrohungsvorstellungen bei 
der Begründung von Rüstungsproduktionen 
tatsächlich spielen, ist schwer nachzuweisen, 
zumal zwischen den realen Faktoren und de-
ren subjektiver Wahrnehmung zu unterschei-
den ist. Unbestritten ist die Funktion der ange-
nommenen Bedrohung für die Legitimation 
von Beschaffungsentscheidungen nach innen 
wie nach außen. Es scheint eine „Interna-
tionale“ mit der Beobachtung und Beurteilung 
der „Feindlage" betrauten Offiziere und Beam-
ten zu geben, mit deren Zahlen und Urteilen 
über früher beschlossene und gegenwärtig 
eingeführte Waffensysteme der Gegenseite 
die heute zu beschließenden und künftig ein-
zuführenden Waffensysteme der je eigenen 
Rüstung begründet werden, was dann zum 
spiegelbildlichen Vorgang auf der anderen 
Seite führt. Für das zu fordernde Rüstungsni-
veau wird der schlechteste Fall der eigenen 
und der beste Fall der gegnerischen Möglich-
keiten angenommen. Dieses „worst-case"-Den-
ken wird als Realismus bezeichet, und Kritiker 
der Methode erscheinen als uninformiert oder 
inkompetent. Politiker befinden sich in der 
Falle des Informationsmonopols. Dieser Pro-
zeß wurde im Ost-West-Konflikt bislang nicht 
durchbrochen. Die Abhängigkeit der politi-
schen Entscheidung vom Expertenurteil zeigt 
sich bei jeder öffentlichen Erörterung von Be-
schaffungsbeschlüssen erneut.

Darüber hinaus wirken auf den Rüstungspro-
zeß ökonomische Interessen ein, die vom Waf-
fenexport über Arbeitsplatzsicherung und 
bündisinterne Konkurrenz- oder Koopera-
tionsverbindungen bis zur Annahme von zivil-
wirtschaftlichen Verwertungen der Ergeb-
nisse aus der Rüstungsforschung reichen — 
und die man seit Eisenhower gemeinhin als 
militärisch-industriellen Komplex bezeich-

net51 )- Diese Etikettierung ist allerdings un
vollständig, da sie den bürokratischen undfis 
kalischen Anteil am Rüstungsprozeß nicht be-
rücksichtigt.

51) Vgl. hierzu Alfred Mechtersheimer, Der Ri
stungsmilitarismus" zwischen Entspannung und A)
rüstung, in: Schwarz (Hrsg.), Sicherheitspolitik
a. a. O. (Anm. 1), S. 243 ff.; Gert Krell, Zur Theorie da
Rüstungsdynamik, ebenda, S. 221 ff.; Carola Bi 
feldt, Rüstungspolitik und Rüstungskomplex in da
Bundesrepublik Deutschland, ebenda, S. 593 ff.; dis 
Rüstungsausgaben und Staatsinterventionisms 
Frankfurt 1977; Hans Rattinger, Rüstungswettlauf 1
Europa: Mythos oder Realität?, in: Aus Politik ui 
Zeitgeschichte, B 44/75, S. 3 ff.
52) Vgl. die jährlich von dem Londoner Internat10 
nalen Institut für Strategische Studien IISS Ul 
dem Titel „The Military Balance" und dem Stock 0 
mer SIPRI-Institut unter dem Titel „World Ar 
ments and Disarmament" herausgegebenen “ 
stungszahlen. Vgl. auch Dieter Senghaas, yo 
Rittberger und Burkhard Luber, MBFR: Aufrüstu 
durch Rüstungskontrolle?, in: Aus Politik und 6 
geschichte, B 13/73.

Die Militäradministrationen in West und Ost
dürften einen erheblichen Anteil an der Fort-
schreibung der Rüstungsproduktionen haben
Der Status einer bestimmten Bürokratie in
politischen System richtet sich nicht zuletzt
nach dem Haushaltsanteil, den sie zu verwal-
ten hat. Die Statusfunktion dürfte im sowje-
tischen Regierungssystem im besonderer 
Maße wirksam sein, sie ist aber auch in westli-
chen Ländern zu beobachten.
Betrachtet man etwa in der Bundesrepublik
die Verteilung von Rüstungsausgaben auf die
verschiedenen Teilstreitkräfte der Bundes-
wehr, so ist der Statuskampf nicht zu überse-
hen. Er führt auch zum fiskalischen Faktor hin.
Verfolgt man z. B. die Planung der Flugzeug-
Generationen der Bundesluftwaffe, so zeigt
sich, daß die Forderung nach einem „Takti-
schen Kampfflugzeug" für einen Zeitpunkt
(neunziger Jahre) erhoben wird, zu dem das
gegenwärtig geplante und noch gar nicht ein-
satzfähige Kampfflugzeug „Tornado" vollstän-
dig beschafft sein wird. Der einmal erreichte
Teilstreitkräfte-Anteil am Haushalt soll konti-
nuierlich erhalten bleiben.
Die Rüstungshaushalte der am Ost-West-Kon-
flikt beteiligten Länder zeigen während der
Dauer dieses Konfliktes eine vom Konfliktver 
lauf erstaunlich unabhängige Konstanz ! 
Auch in der Entspannungsphase des Konflis 



tes ist keine gravierende Veränderung der 
Haushaltsentwicklung zu bemerken. In der 
NATO erfolgt die Steuerung des als notwen-
dig erachteten Rüstungsniveaus gegenwärtig 
direkt über den Haushalt. Die im lan
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gfristigen 
Verteidigungsprogramm beschlossene Erhö-
hung der Kampfkraft ist nicht primär in militä-
rischen Fähigkeiten ausgedrückt, sondern in 
dem vereinbarten Satz von 3 Prozent, um den 
die Verteidigungshaushalte der Mitgliedslän-
der real erhöht werden sollen ). In den Gren-
zen der Verteidungshaushalte scheint die ein-
zige Beschränkung der Rüstungsentwicklung 
zu liegen. Der Haushalt ist Stimulans und Re-
gulans der Rüstung zugleich.
Mit dem militärischen Zweck und dem sicher-
heitspolitischen Ziel steht dies alles in einem 
nur mittelbaren Zusammenhang. Soll Koope-
rative Rüstungssteuerung den Vorgang beein-
flussen, muß sie die Mechanismen des Weiter-
rüstens und die Abläufe von der Forderung 
über die Planung bis zur Einführung berück-
sichtigen. Vereinbarungen, die auf der Basis 
und zum Zeitpunkt des Zulaufes von neuen 
Waffensystemen in die Truppe getroffen wer-
den, können den Prozeß nicht mehr beeinflus-
sen. Wer die Rüstungsproduktion steuern und 
die Rüstungsvermehrung bremsen will, muß 
den Zeitpunkt der Verhandlung auf die Er-
kenntnisse der technischen Innovation oder 
den Zeitpunkt der Vereinbarung auf die Ent-
scheidung über die Produktion vorverlegen. 
Rationales politisches Handeln setzt zuverläs-
sige Informationen voraus. Fließen spezifische 
Interessen nicht erst in den politischen Ent-
sheidungsvorgang, sondern schon vorher in 
die Informationsgewinnung und Informations-
Aufbereitung ein, ohne für die Abnehmer 

enntlich zu sein, so findet die Willensbildung 
"eht im Raum demokratisch-legitimierten 

■ andelns, sondern weitgehend bereits im ad-
ministrativen Bereich statt, wo die Daten ge-
setzt werden. Eine Kontrolle gar des exekuti-
yen Handelns insgesamt durch das Parlament 
t kaum möglich. Die öffentliche Debatte

53)Vgl

 
i ieblich findet unter der Voraussetzung 
“"'genommener, nicht überprüfbarer Daten 
s att. Bedrohungsvorstellungen erhalten sich 

d das Kommunique über die Ministertagung 
vom erteidigungs-Planungsausschusses der NATO 
S.D324Mai 1979, in: Europa-Archiv H. 13/1979, 

als Produkt aus politischen Vorurteilen und 
magischen, weil unbefragt vorgefundenen 
Waffenzahlen. Zur Beschränkung dieser Ab-
hängigkeit müssen die Methoden der Informa-
tionsgewinnung selbst national, bündnisintern 
und international überprüft, offengelegt und 
schließlich international vereinbart werden. 
Rüstungskontrolle bedarf der Aufklärung über 
die Rüstungswahrnehmung.

3. Militärstrategien zwischen
Abschreckung und Kriegsführung

Militärstrategien sind, wiewohl ihrerseits vom 
Technischen abhängig, Instrument. Die histo-
rische Erfahrung lehrt, daß auch dieses Instru-
ment das politische Ziel dominieren, ja ver-
drängen kann. Der Beitrag etwa des Schlief-
fen-Plans in der Hand des deutschen General-
stabes zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges 
kann auch im Nuklearzeitalter noch zur War-
nung der Sicherheitspolitiker vor Plänen die-
nen. Vom Wortsinn entfernt dient Strategie 
für die ins Nuklearzeitalter eingetretenen 
Mächte nicht mehr einfach der tatsächlichen 
Heerführung, also der Vorbereitung auf einen 
Krieg, sondern der Verhinderung des Falles, 
dessen Plan sie enthält. In diesem Wider-
spruch kann aber die Aufhebung ihres Zwek-
kes begründet liegen; zumindest enthält er 
den Rückverweis auf die Handlungsverant-
wortung des Politikers. Der Widerspruch zwi-
schen der antizipierten Kriegführung und der 
intendierten Kriegsverhinderung zwingt die 
Strategen zum Weiterdenken und die Politi-
ker zum kriegsvermeidenden und krisenbe-
herrschenden Handeln.
Es gibt keine Planung und keine Streitkräfte, 
die durch ihre bloße Existenz Sicherheit ge-
währleisten. Die von Schlieffen oder Maginot 
erdachte Mechanik hat den Sieg ebensowenig 
erbracht wie eine Mechanik der Abschrek-
kung den Krieg auf Dauer verhindern wird. 
Das gilt erst recht dort, wo die Abschreckungs-
Doktrin nicht einmal in sich widerspruchsfrei 
gehalten werden kann. Wenn der angedrohte 
Schaden das zu sichernde Gut fundamental 
gefährdet, ist die Gegenabschreckung sichtbar 
wirksam. Die Drohung schreckt nicht nur den 
Bedrohten, sondern auch den Drohenden ab, 
womit die Glaubwürdigkeit der Drohung er-
schüttert ist. Wenn sich innerhalb der Ab-



schreckungspolitik eines Bündnisses ver-
schiedene politische Interessen und unter-
schiedliche Gefährdungsgrade verbergen, 
ohne ausdiskutiert und in der Doktrin verar-
beitet zu sein, dann finden sich Ansätze für 
Gegendrohungen, welche die Abschreckungs-
drohung in für den Bedrohten mindergefähr-
dende Bestandteile zerlegen können. Wenn 
die Waffensysteme beider Seiten für die jewei-
lige Gegenseite identifizierbar und in ihrer 
Zahl überschaubar sind, gleichzeitig aber prä-
zise ins Ziel der gegnerischen Waffensysteme 
gelenkt werden können, dann kann die Mög-
lichkeit zuvorkommender Entwaffnung die 
Abschreckungswirkung fraglich erscheinen 
lassen. Wenn schließlich Drohpotentiale zum 
Zwecke der lückenlosen Abschreckung so 
verfeinert werden, daß die Kriegführung be-
grenzter Größenordnung möglich erscheint, 
dann sind Regional- oder Stellvertreterkriege 
vorstellbar, die von den am Krieg beteiligten 
Nuklearmächten einverständlich im Waffen-
gebrauch nach oben begrenzt werden. Ab-
schreckung wäre nur noch für strategische 
Waffen, die das jeweilige Mutterland der Füh-
rungsmacht verwüsten können, wirksam.

4. Das Exempel: „Nachrüstung"

Die im Jahre 1979 unter den Schlagworten 
„Nachrüstung", „TNF-Modernisierung", „SS 20" 
und „Pershing II" geführte Diskussion, hinter 
der sich in Wahrheit eine umfassende europä-
isch-amerikanische Strategiedebatte und eine 
west-östliche Sicherheitsdiskussion verber-
gen, offenbart die gegenwärtige Sicherheits-
problematik der Europäer in allen ihren Di-
mensionen, der rüstungspolitischen wie der 
rüstungskontrollpolitischen, der militärstrate-
gischen, der militärgeographischen, der öko-
nomischen und der ökologischen. Der Westen 
bezeichnet die „SS 20" genannte, durch größere 
Zielgenauigkeit, Mehrfachsprengkopf und Be-
weglichkeit der Abschußrampen moderni-
sierte sowjetische Mittelstreckenrakete als 
Durchbruch auf eine neue Stufe der Rüstungs-
qualität: Der Sowjetunion eröffneten sich da-
mit neue, nicht weiter spezifizierte militäri-
sche Handlungsmöglichkeiten (Optionen) ge-
genüber Westeuropa. Die USA haben gleich-
zeitig neue Waffensysteme für den Mittel-
streckenbereich entwickelt: die Mittelstrek-

kenrakete „Pershing II" und den sogenannte 
Marschflugkörper „Cruise Missile", mit denen 
hinsichtlich Treffgenauigkeit gleich die näch-
ste technische Qualitätsstufe erreicht ist Dit 
amerikanische „Pershing II" und die so-
wjetische „SS 20" dürften unabhängig vonein 
ander entwickelt und erst in der öffentliche! 
Debatte zueinander in Relation gesetzt Wor 
den sein. Anders als die „SS 20" erreicht die 
„Pershing II" jedoch eine neue Reichweitendi-
mension im Vergleich zur „Pershing I", die nui 
auf dem Gefechtsfeld, nicht aber gegen Ziele 
in der westlichen Sowjetunion einsetzbar ist 
während die sowjetische „SS 5" schon bisher 
aus der Sowjetunion bis Westeuropa schießen 
konnte. Die neuen Systeme beider Seiten kön-
nen nicht mehr aufgrund der mangelnde! 
Treffgenauigkeit und Reichweite sowie der 
hohen Sprengwerte nur zum Zwecke der Ver-
geltung gegen Bevölkerungs- oder Industrie-
zentren, sondern nun auch gegen militärische 
Ziele zur Entwaffnung bzw. bei begrenzter 
Stückzahl oder begrenzter Reichweite zur teil-
weisen Entwaffnung des Gegners in der Re-
gion Europa benutzt werden. Es erscheint 
trotzdem fraglich, ob sich daraus neue militäri-
sche Handlungsmöglichkeiten ergeben. Die 
Erstschlagfähigkeit zur völligen Entwaffnung 
des Feindes setzt entsprechende Reichweiten, 
große Treffgenauigkeit, Eindringfähigkeit, ge-
ringe Vorwarnzeit und große Stückzahlen vor-
aus, also das Fehlen der Vergeltungsfähigkeit 
durch Zweitschlag beim Gegner.
Eine besondere Möglichkeit der politischen 
Erpressung kann sich aus einer bestimmten 
Waffe nicht ergeben, wenn ihr Einsatz mit Si-
cherheit einen Krieg auslösen würde. Es is 
vielmehr die Frage zu stellen, ob durch die 
Tatsache, daß es sich um eine weitere Drehung 
der Rüstungsspirale handelt, einer Seite ode 
beiden Seiten mit neuen Waffensystemen 
neue Handlungsmöglichkeiten zuwachsen 
Beide Seiten behaupten das von der Gegense 
te. Der Westen erklärt, die Sowjetunion könne 
zum ersten Mal mit zielgenauen und beweg-
chen, also nur zuvorkommend bekämpfb
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are 
Mittelstreckenraketen militärische Ziele m 
Westeuropa angreifen ). Die Sowjetregieru,

54) Vgl. z. B. Georg Leber (bis 1977 Bundesminists
der Verteidigung), Eine Waffe als Schlüsseleleme 
der Politik, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung-
15. Februar 1979. 



sagt, dies habe der Westen in bezug auf die So-
wjetunion mit seinen vorgeschobenen Mittel-
streckensystemen („Forward Based Systems") 
schon lange gekonnt; mit der Beschaffung von
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.Pershing II“ und „Cruise Missile" verbessere er 
die Fähigkeit noch, verkürze die Vorwarnzeit 
auf 4 Minuten und mache obendrein deut-
sches Territorium zur Abschußrampe ).  Beide 
Vorwürfe sind stichhaltig, soweit es sich um 
die verbesserte Waffenqualität handelt. Die 
Bewertung militärischer Qualitäten neuer 
Waffensysteme dieser Kategorie als Kriegfüh-
rungswaffen darf aber nicht mit ihrer Qualität 
als Abschreckungswaffen gleichgesetzt wer-
den. Die Ansicht, es ergäben sich militärische 
Handlungsmöglichkeiten für eine Seite, gegen 
welche die andere Seite nicht abschrecken 
könne, ist bisher nicht vertreten worden56 ). 
Auch diese Diskussion führt wieder zur Sta-
tus- und Wettbewerbspolitik zwischen Macht-
rivalen zurück, deren Folgen allerdings beider 
Sicherheit durch Destabilisierung vermindern 
könnten.

.Nachrüsten" tun sie alle. Im öffentlich bekun-
deten Selbstverständnis der Akteure findet 
keine „Vorrüstung" statt, die einseitige Vor-

[ teile verschaffen soll. Selbst der Vorschlag des 
ehemaligen US-Außenministers Kissinger, 

1 eine Verhandlungsposition mit der Sowjet-
I Union zu errüsten, ist als Nachrüstu
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ng auf. die 

sowjetische „SS 20" begründet ).  Der ehema-
1 jge Sowjetbotschafter in Bonn, Falin, begrün-

det seinerseits die neue sowjetische Raketen-
rustung als Nachrüstung gegenüber den „For-
ward Based Systems" der NATO, im wesentli-
chen der USA58 ). Die Sowjetunion hatte mehr-
ach Verhandlungen über die Mittelstrecken-
systeme gefordert, die der Westen abgelehnt 
■atum sich die Option zu erhalten, aus kurzer 
istanz die Sowjetunion erreichen zu können, 

Wobei auch die französischen und britischen 
■———

Vgl z.B. das SPIEGEL-Gespräch mit Wadim Sag-
1979, S 38 ff‘alentin Falin, in: DER SPIEGEL, Nr. 45/ 

kVgh Aufrüsten zur Abrüstung, zwei Artikel von 
wXpeiser und Wolf Graf von Baudissin, in: VOR-

56) V 19:13. September 1979, S. 16/17.
1s.8h ie Brüsseler Rede Henry Kissingers vom 
S.DSg9mbr 1979, in: Europa-Archiv H. 22/1979, 
kärun M 81 auch die Auszüge aus der Senatser-
sen "8 enry Kissingers unter dem Titel „Aufrü-
gus 19794n üsten zu können”, in: DIE ZEIT, 3. Au-

Nuklearsysteme eine Rolle spielten, während 
die Sowjetunion seit Kuba zu einer vergleich-
baren Drohung nicht in der Lage ist. Nun hat 
die Sowjetunion nach ihrem Bekunden „nach-
gerüstet", um die Fähigkeit der Amerikaner 
auszugleichen, indem Moskau die vorgescho-
bene Bastion Westeuropa als „Geisel" für Ame-
rika nehmen kann. Der Westen betreibt sei-
nerseits eine „Nach-Nach-Rüstung“, um über 
die „SS 20" verhandeln zu können, die „For-
ward Based Systems" allerdings vorausgesetzt. 
Der sowjetische Außenminister Gromyko er-
klärte daraufhin, daß die Sowjetunion nun 
nach-nach-nachrüsten müsse. Es könnte dann 
allenfalls auf einer viel höheren Ebene der Rü-
stung der Einstieg in Rüstungskontrollver-
handlungen gesucht werden. Die Überrüstung, 
gemessen am Ziel der wechselseitigen Ab-
schreckung, würde ausgebaut. Die Annahme, 
bereits mit Milliarden-Aufwand produzierte 
Raketensysteme, wie hier die „SS 20“ und dort 
„Pershing II“ oder „Cruise Missile", würden ver-
schrottet werden, hat wenig historische Evi-
denz für sich. Wie immer man die tatsächliche 
Wirkung des Aktions-Reaktions-Schemas in 
Relation zu inneren Antrieben wirtschaftli-
cher und bürokratischer Art bewerten mag, 
der resultierende Prozeß stellt sich als fortge-
setztes Rüsten dar, wobei die Phasen der Rü-
stungsproduktionen bestimmter Qualitätsstu-
fen der Konfliktgegner und Wettbewerbspart-
ner zeitlich gegeneinander verschoben sind, 
was den Vorgang des Weiterrüstens begün-
stigt, weil neue Beschaffungsprogramme mit 
jeweils neu geschaffenen Fakten der Gegen-
seite legitimiert werden können.

Neben der Qualität neuer Waffensysteme 
strategischer Reichweite ist auch ihre Zahl 
aufschlußreich für den Zweck. Eine große 
Stückzahl könnte auf die Absicht hindeuten, 
die Fähigkeit zum Entwaffnungsschlag solle 
erworben, mithin die Politik der strategischen 
Stabilität durch wechselseitig gesicherte Ab-
schreckung verlassen werden. Stückzahl und 
Qualität könnten auch als Status-Baustein im 
Machtwettbewerb dienen und nur ungewollt 
die strategische Stabilität in Frage stellen. 
Schließlich sind, jedenfalls im Westen, ökono-
mische Interessen der Raumfahrtindustrie als 
Motor einer Entwicklung vorstellbar, deren 
unerwünschte Nebenfolgen von den militäri-
schen und politischen Instanzen durch Ratio-



nalisierung auf Abschreckungspolitik hin ver-
mindert werden sollten. Nicht zu übersehen 
ist das amerikanische Interesse, durch eigene 
Systeme in Westeuropa gegenüber jedweder 
europäischen Rüstungs- oder Strategie-
entwicklung den Führungsanspruch Wa-
shingtons zu dokumentieren. Die hier wie dort 
für den gegenwärtigen Rüstungsschub ursäch-
lichen Faktoren und ihre Mischung sind empi-
risch verläßlich in ihrer Gewichtung heute 
noch nicht nachweisbar.
Die politisch-strategischen Folgen sind indes-
sen aussagekräftig für den Stand des Sicher-
heitsdenkens in Ost und West. Die Rüstungs-
entscheidungen nach Qualität und Quantität 
geben Aufschluß darüber, ob Abschreckung 
durch Hinlänglichkeit der Kräfte für eine 
glaubhafte Schadensandrohung in Relation 
zur Gegendrohung erreicht bzw. erhalten oder 
ob Über
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legenheit erreicht bzw. erhalten wer-
den soll. Die Rüstungskontrollentscheidungen 
werden ebenfalls Aufschluß darüber geben, ob 
das Interesse an Stabilität oder an maximaler 
Machtposition überwiegt. Der Rüstungsbe-
schluß der NATO vom 12. Dezember 1979 ist 
mit einer Auflösungsklausel für den Fall er-
folgreicher Rüstungsbegrenzungsverhandlun-
gen versehen worden. Falls diese Verhandlun-
gen alsbald und in ernst zu nehmender Weise 
aufgenommen werden, kann trotz Phasenver-
schiebung der Rüstungsprogramme ein neuer 
Weg zur Verständigung der Blöcke über das 
Rüstungstempo eingeschlagen werden 9). Der 
Osten hat mit der Berliner Rede Bre-
schnews )  in bisher nicht bekannter Weise zu 
erkennen gegeben, daß er auf die Arms Con-
trol-Philosophie einzugehen bereit ist. Durch 
Moskaus Eingreifen in Afghanistan könnte al-
lerdings wie 1968 nach der Intervention in 
Prag der Steuerungsprozeß für wichtige Jahre 
einfrieren. *

59) Vgl. Kommuniques der NATO-Ratstagung in 
Brüssel vom 12. bis 14. Dezember 1979 und Erklä-
rung der Bundesregierung hierzu, in: Bulletin des 
Presse- und Informationsamtes der Bundesregie-
rung vom 18. Dezember 1979, S. 1405ff.; Beschluß 
des Bundesparteitages der SPD in Berlin vom 5. De-
zember 1979, in: Wortprotokoll des Parteitages, 
hrsg. vom Parteivorstand der SPD, Berlin o. J.
60) Wortlaut der Rede des Generalsekretärs der ZK 
der KPdSU, Leonid Breschnew, in Berlin zum 30. 
Jahrestag der DDR am 6. Oktober 1979, in: Europa-
Archiv H. 21/1979, S. D 556 ff.

Die Daten, die neuen Techniken un
Programme werden nicht von den politischen
sondern von den administrativen Instanzet
gesetzt. Der politische Umgang mit Daten gib
indessen Auskunft über das Bewußtsein de:
handelnden Eliten. Die Aufnahme und de:
Ausgang von Verhandlungen über das Mittel
streckenpotential beider Seiten werden zei 
gen, ob die USA tatsächlich der Sowjetunior 
gemäß dem SALT-Prinzip das Hineinwachset
in die Parität gestatten und ob die Sowjetunior 
tatsächlich auf die Option militärischer Offen 
sive in der europäischen Region zu verzichtet
bereit ist: ob es um Machtpolitik mit dem Zie 
der Überlegenheit, zumindest aber des Gleich 
gewichts oder um Sicherheitspolitik mit der
Ziel der Stabilität geht.

5. Das Dilemma der Westeuropäer

Neben der Problematik, im Ost-West-Konflik 
blockübergreifend Sicherheit zu operational 
sieren, macht diese Debatte auch die inner
westliche Problematik des transatlantisches
Verhältnisses deutlich. Die Westeuropäer se 
hen nicht nur Waffensysteme, die den amen 
kanischen Kontinent treffen können, als ste
tegische an, sondern auch solche, die aus da
Sowjetunion bis Westeuropa reichen. Au
amerikanischer Sicht ist Europa ein regionale 
Kriegsschauplatz, für die Europäer ist er da
zentrale. In der transatlantischen Verbindune 
der NATO werden die USA bei einem regio-
nalen Krieg in Europa mitverteidigt, die Euro-
päer unter den Schutz der strategischen Ab-
schreckung durch die Amerikaner gestelltu 
eben diesen Krieg zu verhindern. In den 
Maße, wie die Miniaturisierung und Präzisie-
rung der Massenvernichtungswaffen Iod 
schreitet und die strategische Parität zwische 
den Supermächten realisiert wird, wächst da 
Interesse dieser Mächte, kriegerische Hao11
lungen nach einer außer Kontrolle geratene 
Krise regional zu begrenzen, Abschrecku 
auf der strategischen Ebene zur Erhaltung ® 
Mutterländer auch dann noch wirksam zu 6 
halten, wenn sie auf der Ebene konventione 
ler oder taktisch-nuklearer Kriegführung V 
sagt haben sollte. Damit wächst die Besorg 
der Mitteleuropäer, das „war theatre könn 
tatsächlich inszeniert werden und die r0
säßen dabei im Zuschauerraum.



Die Westeuropäer haben demzufolge ein In-
teresse daran, vom strategischen Potential der 
USA nicht abgekoppelt zu werden, gleichzei-
tig aber auch daran, nicht Zielgebiet nuklearer 
Kriegführung zu werden. Die Amerikaner be-
tonen, mit der Stationierung von landgestütz-
ten nuklearen, regionalstrategischen Waffen-
systemen wie „Pershing 11" oder „Cruise Missi-
le“ sei die lückenlose Eskalationsfähigkeit 
durch alle Ebenen der taktischen und strategi-
schen Kriegführung und damit der Anschluß 
an die strategischen Interkontinentalsysteme 
der ersten Stufe in der Triade gegeben61 ), se-
hen aber selbst ein „Abkoppelungs-Paradox": 
Werde Westeuropa mit nuklearen Mittel-
streckensystemen in großer Zahl bestückt, 
könnte das von den Westeuropäern als Ab-
sicht interpretiert werden, die strategischen 
amerikanischen Systeme nicht für die Vertei-
digung Westeuropas einzusetzen, werde 
Westeuropa aber von Mittelstreckensystemen 
weitgehend freigehalten, wäre das ebenfalls 
als amerikanische Absicht der Abkoppelung 
zu denken, weil die Westeuropäer vom wenig 
glaubhaften Einsatz der strategischen 
Systeme abhingen62 ).

63) Vgl. Carl Friedrich von Weizsäcker, Gefahren 
der Rüstung in den achtziger Jahren, in: DIE ZEIT, 
16. November 1979, S. 9 ff.
64) Vgl. Christoph Bertram, Ringen um Raketen, in: 
DIE ZEIT, 7. Dezember 1979, S. 3.

In Westeuropa regt sich Kritik gegen die Sta-
tionierung neuer Mittelstreckensysteme, da 
Nuklearsysteme, die man nicht für einen Ent-
waffnungs- oder Erstschlag benutzen will, 
auch Nuklearziele sind. Ein Nuklearkrieg ist 
in Mitteleuropa nicht zu führen. Die Gegenpo-
sition lautet, auf diese Nachrüstung zu ver-
tichten, weil bei einer Gesamtaufrechnung 
der Potentiale durchaus Gleichgewicht herr-
sche und die „SS 20" durch das strategische Po-
tential der USA „abgedeckt" werden könnte, 
tumal wenn die US-Doktrin der selektiven 
Optionen den begrenzten und gezielten Ein-
satzeinzelner Waffen der strategischen Ebene 
orsieht. Ein vorsichtigerer Gegenvorschlag 
konzediert dem Westen das Gegenrüstungs-
2na, um Mißverständnisse bei der Kreml-
ä rung über eine reaktionslose Hinnahme 
er "S 20 zu vermeiden, fordert aber die Sta-

61)VaLz B. den Vortrag des Staatssekretärs im US-
eurosättgungsministerium, Stanley R. Resor, vor der 

im AISC en Wehrkundebegegnung in München 
wjvojebruar 1979, Manuskript.
Wes Falk Bomsdorf, Sicherheitsinteressen 
Da A uropas ln den SALT-II-Anhörungen, in: Euro-
^■Archiv, H 2/1980, S. 49ff. 

tionierung entsprechender Mittelstreckenra-
keten auf See, um in Westeuropa keine hoch-
wertigen Nuklearziele zu bieten63 ). Bei See-
Stationierung wäre die Verbindung mit dem 
amerikanischen strategischen Abschrek-
kungspotential obendrein glaubwürdiger als 
der Aufbau eines gesonderten Potentials auf 
Land außerhalb der strategischen Systeme. Es 
verringert die Abkoppelungsbefürchtung von 
Westeuropäern nicht, wenn von amerikani-
scher Seite gegen die See-Stationierung das 
Argument ins Feld geführt wird, die Sowjets 
müßten deutlich unterscheiden können, ob 
eine anfliegende Rakete dem strategischen 
oder dem taktischen Arsenal der Amerikaner 
zuzuordnen sei. Es verstärkt die Befürchtung 
erst recht, wenn Henry Kissinger in Brüssel 
am 1. September 1979 in aller Offenheit die 
Europäer darauf stößt, daß die oberste Stufe 
der Eskalationsleiter für1 den europäischen 
Schauplatz nicht mehr glaubwürdig zur Verfü-
gung stehe. Unterstellt man der sowjetischen 
Raketenrüstung Dynamik64 ) und der gegen-
wärtigen Situation noch Gleichgewichtigkeit, 
so wäre ein sofort ausgehandeltes Produk-
tionsmoratorium der Gegenrüstung auch mili-
tärisch vorzuziehen, wenn man gleichzeitig 
die konventionellen Fähigkeiten in Europa 
ausbalanciert. Vor allem aber muß der Einstieg 
in Rüstungskontrollverhandlungen zur Ein-
schränkung von Fähigkeiten wieder zum Ent-
waffnungsschlag in Europa gesucht werden.

Am Beispiel der Mittelstreckendebatte zeigt 
sich in aller Deutlichkeit das Abschreckungs-
dilemma der Westeuropäer. Die Verletzlich-
keit vor allem der Bundesrepublik Deutsch-
land ist aufgrund ihrer dichten Besiedelung, 
Industrialisierung, Infrastruktur und ihrer 
zentralisierten Versorgungstechnik so groß, 
daß eine nukleare Abschreckungsdrohung 
von ihrem Territorium aus von begrenzter 
Glaubwürdigkeit ist. Die Möglichkeiten der 
Krisenbeherrschung werden durch den Bonus 
zuvorkommender Entwaffnungsschläge auf 
das Nuklear-Potential eingeengt. Kann die 
Bundesrepublik diesem Dilemma entkommen 
oder die Glaubwürdigkeit militärischer Reak-



tion durch Verminderung des Risikos erhö-
hen? Solange die strategische Stabilität im 
Ost-West-Konflikt nicht anders als durch ge-
genseitige Abschreckung aufrechterhalten 
wird, ist Westeuropa auf die Anbindung an das 
strategische Potential der USA angewiesen. 
Ein westeuropäisches militärisches und nu-
kleares Machtzentrum, eine neue europäische 
Verteidigungsgemeinschaft, selbst wenn man 
sie für politisch, ökonomisch und technolo-
gisch realisierbar hielte, löste nicht das Di-
lemma und brächte die Sowjetunion bei Addi-
tion der atlantischen Potentiale in eine sicher-
heitspolitisch noch schwierigere Situation 
bzw. in die Versuchung, ein Abkoppeln herbei-
führen zu wollen oder zu unterstellen.
Wenn man die Abschreckung gegen global-
strategische und regionalstrategische Nuk-
learangriffe der Sowjetunion durch das strate-
gische Potential der NATO voraussetzen 
kann, so ist die Frage nach militärstrategi-
schen Varianten auf dem europäischen Konti-
nent zur Abschreckung gegen begrenzte 
Kriegführung geboten65 ). Die technologischen 
Möglichkeiten der konventionellen Rüstung 
könnten in Verbindung mit vertrauensbilden-
den Maßnahmen, die einen großangelegten 
Überraschungsangriff ausschließen, zu einer 
Defensivierung des Rüstungszuschnitts für 
den mitteleuropäischen Raum führen, welche 
die Bedeutung taktischer Nuklearwaffen und 
damit deren Selbstabschreckungswert min-

65) An verschiedenen Stellen wird nach Alternati-
ven und Varianten zur geltenden Nuklearstrategie 
für Europa gesucht. Vgl. hierzu vor allem die Arbei-
ten aus dem Starnberger Max-Planck-Institut zur 
Erforschung der Lebensbedingungen der wissen-
schaftlich-technischen Welt: Carl Friedrich von 
Weizsäcker, Wege in der Gefahr, München 1976; 
Horst Afheldt, Verteidigung und Frieden, München 
1976; Verteidigung ohne Schlacht, mit Beiträgen 
von Emil Spanocchi und Guy Brosollet, München 
1976; Alfred Mechtersheimer, Modernisierung ge-
gen Sicherheit, MS, Starnberg Dezember 1979.

dert, die Glaubwürdigkeit der Abschreckun 
gegen begrenzte, konventionelle Aktionen ei 
höht und die Handlungszwänge in Krisensit 

ationen reduziert. Das setzt die Akzeptanz de 
Abschreckungsprinzips der Hinlänglichke: 
voraus.

Sicherheitspolitik jenseits der Abschreckun 
muß Strategien entwickeln, die den Mut zur 
Angriff nehmen, ohne den Schrecken derVei 
nichtungsdrohung auszulösen, denn diese 
Schrecken bewirkt nicht nur die Abhaltun 
von einem Angriff durch Abschreckung, son 
dem auch die Ermunterung zum Weiterrüste 
durch Erschrecken des Abzuschreckende: 
Abschreckung und Gegenabschreckun 
Angst und Gegenangst verbauen den Auswe 
aus der Rüstungsspirale. Die in der Schadens 
androhung der Abschreckungsstrategie lie 
gende offensive Möglichkeit wirkt nicht nu 
als Abhaltungsdrohung, sondern auch als Be 
drohung des Abzuhaltenden mit der Folge de 
fortgesetzt aufzubauenden Gegendrohun 
Nimmt eine Strategie der Abhaltung nur di 
Möglichkeit eines positiven Nutzenkalkil 
für militärische Aggression, ohne bedrohen 
zu wirken, so läßt sie den Raum zur rüstungs 
vermindernden Zusammenarbeit der Kon 
fliktpartner, die bislang an der Angstwirkun 
der Abschreckungsstrategie scheitert Ein 
Militärstrategie der Entmutigung zur Aggre 
sion ermöglicht dann eine politische Strateg 
der Ermunterung zur Kooperation. Wird dert 
der Abschreckungsstrategie enthaltene " 
derspruch zwischen der Androhung des Schi 
dens und der Absicht der Schadensverhind: 
rung vermieden, entfällt ein wesentliche 
Grund für das Weiterrüsten, kann der Vet 
such, den Trend der Rüstungszunahme um® 
kehren, eher Erfolg versprechen. Eine schll 
sige sicherheitspolitische Strategie muß di 
Elemente der militärischen Entmutigung un 
der politischen Ermutigung miteinander ver 
binden.

Verletztlichkeit kann man nicht wegrüsten. 
Sicherheit kann man letztlich nicht errüsten. 
Ziel der Sicherheitspolitik kann nicht der Aus-
schluß aller Möglichkeiten der Gefährdung

V. Bedingungen des Überleben

sein. Gesellschaften können sich nicht i e 
nen Bunker begeben; das hielte nicht ein® 
ein einzelner Mensch lange durch. Offenls 
und Interaktion konstituieren die Politik!



keit und die Sicherheit als ein grundlegendes 
Ziel politischen Handelns. Das Zusammenle-
ben in der Gesellschaft wurde durch den allge-
meinen Landfrieden im neuzeitlichen Staat 
gewaltfrei geordnet. Das Zusammenleben der 
Gesellschaften auf dem Globus muß noch ge-
waltfrei organisiert werden, soll es nicht im 
Zusammensterben enden. Die Angst vor 
Fremdbestimmung und die Angst vor gewalt-
samem Tod, die Hegemonie- und die Vernich-
tungsangst potenzieren sich in der Gegenwart 
zu einem Syndrom des Gefährdungsbewußt-
seins und Sicherheitsbedürfnisses, das zu der 
unsinnigen Handlungsweise führt, ein Pulver-
faß, dessen Explosion man fürchtet, immer 
noch voller zu füllen.
Sicherheitspolitik muß demgegenüber die 
Voraussetzungen dafür schaffen, daß politi-
sches Handeln sich angstfrei und selbstbe-
stimmt vollziehen kann, das heißt, daß die poli-
tischen Grundziele der Selbstbestimmung und 
des Überlebens als vereinbar und gegenseitig 
bedingt angesehen werden. Das Prinzip ge-
waltfreier Politikgestaltung auf das interna-
tionale System zu übertragen, verlangt die Ab-
kehr vom Freund-Feind-Paradigma, die Aner-
kennung des je anderen als Subjekt und die 
gemeinsame Interessenwahrnehmung des zu 
organisierenden überlebens als solidarische 
Interaktion. Sicherheit ist dann zuerst die Si-
cherheit des anderen, damit sie als gemeinsa-
mes Gut erworben und bewahrt werden kann. 
Konflikte zwischen Subjekten werden voraus-
gesetzt, aber unter Ausschluß militärischer 
Mittel ausgetragen. Wettbewerb findet nicht 
als Verdrängungskampf, sondern als Lei-
sungsstimulierung bei gemeinsamer Gewinn-
Optimierung statt. Das Gewaltmonopol eines 
"eltstaates dürfte am Selbstbestimmungsbe-
durinis scheitern. Gemeinsame Sicherheit ist 
- er regional in einer pluralistischen Welt or-
Mnisierbar, wobei die einzelnen Sicherheits-
e5>onen untereinander wie im Inneren durch 

448 Bewußtsein wechselseitiger Abhängigkeit 
"sammengehalten werden.

ikam Ost-West-Konflikt Beteiligten leben in 
por Sicherheitsregion, die Europäer in einer 

81C)n in der Region. Die Explosion des Pul-
m Sses würde die Konfliktgegner zusam-
den Vernichten; sie können ihre Sicherheit 
ten stsprechend nur gemeinsam organisie-

e haben ihre politischen Ordnungsvor-

stellungen als sich gegenseitig ausschließend 
mit je universalem Anspruch formuliert, sie 
können aber auch friedliche Koexistenz in öst-
licher und Systemwettbewerb in westlicher 
Terminologie als pluralistisches Prinzip der 
wechselseitig als existenzberechtigt aner-
kannten Subjektivität betreiben. Sie haben 
fortgesetzt und bis heute unvermindert gegen-
einander gerüstet, sie können aber auch die 
damit verbundenen Gefährdungen und Lasten 
durch gemeinsame Rüstungssteuerung verrin-
gern, kollektive Selbstverteidigung in kollek-
tive Sicherheit überführen, nicht nur „gleiche 
Sicherheit", sondern — qualitativ und nicht 
quantitativ definiert — gemeinsame Sicher-
heit erwerben. Weder die USA noch die So-
wjetunion, weder Frankreich noch Polen, we-
der die Bundesrepublik Deutschland noch die 
DDR können autonom Sicherheit herstellen, 
alle sind Bestandteile des einen Sicherheitssy-
stems. In der europäischen Sicherheitsregion 
tragen insbesondere die beiden deutschen 
Staaten aufgrund ihrer geographischen Lage, 
ihrer historischen Vergangenheit und ihrer 
politischen Zuordnung zu konkurrierenden 
Machtblöcken eine herausragende Verant-
wortung, der sie sich noch nicht hinreichend 
bewußt geworden sind, obwohl die gemein-
same Gefährdung inmitten des „war theatre" 
evident ist.

Ein Wandel der Grundlagen des Sicherheits-
denkens wird sich nicht als technischer, son-
dern nur als politischer Vorgang mit techni-
schen Implikationen vollziehen können. Ein 
Wandel, der die Grundlagen der internatio-
nalen Politik, ja der politischen Kultur entwik-
kelter Regionen berührt und verändert, wird 
nicht von selbst und nicht auf einmal eintre-
ten. Er kann nur durch zielbewußtes politi-
sches Handeln in Gang gesetzt und nur durch 
schrittweises Vorgehen und risikobewußtes 
Steuern in Gang gehalten werden. Am Rande 
des Weges lauert stets die Gefahr des nu-
klearen Unfalls. Deshalb wird jede Gleichge-
wichtsstörung, selbst ein zu großer Schritt der 
Veränderung Angstreaktionen auslösen und 
den Vorgang bestenfalls auf seinen Ausgangs-
punkt zurückwerfen. Sicherheitspolitik hat 
dementsprechend die friedenspolitische 
Funktion, den Prozeß dieses Wandels zu er-
möglichen, zu begünstigen und vor allem zu 
stabilisieren. Die Sicherheitspolitiken der am



Ost-West-Konflikt beteiligten Staaten und 
Bündnisse haben zu einer als balanciert wahr-
genommenen strategischen Stabilität geführt, 
deren wichtigstes Merkmal jedoch ihre Einst-
weiligkeit ist. Diese einstweilige Stabilität 
ruht auf Strategien, Rüstungen und Streitkräf-
ten als Instrumenten dieser Politik. Entziehen 
sich die Instrumente der politischen Steue-
rung, dann droht die Gefahr der politischen 
Destabilisierung aus technischen Gründen. Si-
cherheitspolitik als Funktion der Friedenspo-
litik verweist auf den instrumentellen Charak-
ter von Rüstung wie von Rüstungskontrolle 
und Abrüstung.

Die in und für Europa betriebenen Sicher-
heitspolitiken haben heute die Aufgabe zu lö-
sen, die Vernichtungssysteme so zu managen, 
daß es nicht zur Katastrophe kommt, die Pro-
zeßstabilität politischen Wandels zu gewähr-
leisten und Voraussetzungen für einen schritt-
weisen Abbau der Arsenale zu schaffen. Zu-
nächst wird es — entgegen der bislang vor-
herrschenden Tendenz — darum gehen, we-
nigstens eine Trendwende in der Rüstungszu-
nahme zu erreichen, den Raum für politische 
Elemente der Friedenssicherung zu erweitern 

und akute Krisen über die Blockgrenzen hi 
weg kooperativ und kommunikativ zu behen 
sehen. Danach muß es gelingen, die koopen 
tive Rüstungs- und Krisensteuerung politist 
zu institutionalisieren, qualitative Rüstungs 
begrenzungsvereinbarungen und vertrauen 
bildende Maßnahmen zu erarbeiten, die mit 
tärische Handlungsmöglichkeiten beschrä 
ken, um einen Raum angstfreier sicherheitspc 
litischer Interaktionen zu schaffen. Schließlid 
wird es darum gehen, die Arsenale abzubaue 
und für Rüstung vergeudete Ressourcen ft 
dringende Entwicklungsaufgaben und die Ak 
Wendung menschheitsbedrohender Gefahre 
umzuwidmen. Politiker, Militärs, Wisset 
schaftler, Publizisten und die Offentlichke 
sind Teilnehmer eines tiefgreifenden Lernvor 
ganges, den zu bewältigen eine Überlebens 
Voraussetzung der Gesellschaften ist. Die Ei 
ten in West und Ost sind ratlos angesichts de 
von ihnen entfesselten Dynamik der tatsächli-
chen Rüstung wie der potentiellen Konfliktes-
kalation und müssen doch einen Weg zue  
zielbewußten Handeln finden. Der erste um 
entscheidende Schritt muß der politische Zu-
griff auf die angenommenen Sachzwäng 
sein.



Klaus von Schubert: Bedingungen des überlebens. Sicherheitspolitik und po-
litische Moral zwischen Militärstrategie und Waffentechnik.
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10/80
Sicherheit ist ein menschliches Grundbedürfnis und eine zentrale Norm politischer Gestal-
tung. Erfolgreiche Sicherheitspolitik als Kriegsverhinderungspolitik ist die Voraussetzung 
für Friedenspolitik, die mehr will als nur den Zustand des Nicht-Kriegs zu konservieren. 
Friedenspolitik versucht, Sicherheit gesellschaftlich und politisch zu institutionalisieren; 
Sicherheitspolitik in der Funktion der Kriegsverhinderung ist Voraussetzung und Bestand-
teil zugleich. Die Menschheit befindet sich mit den geschaffenen Vernichtungspotentialen 
in der Situation des Zauberlehrlings. Die heute betriebene Sicherheitspolitik hat die Funk-
tion, den Ausweg aus dieser Situation offenzuhalten, indem sie die Arsenale beherrscht, be-
grenzt und schließlich vermindert.
Eine Strukturanalyse des Ost-West-Konflikts im Hinblick auf die vorherrschenden Bezie-
hungsmuster und das dem Handeln der Politiker, Staaten und Bündnisse zugrunde lie-
gende implizite und explizite Sicherheitsverständnis zeigt den Widerstreit zwischen einer-
seits der ideologisch begründeten und machtpolitisch instrumentierten Konkurrenz der 
HerrSchaftsansprüche und andererseits der vereinbarten Machtbegrenzung und des Über-
legenheitsverzichts angesichts der gemeinsamen Gefährdung in einem Krieg mit Massen-
vernichtungswaffen.
Die Analyse der Sicherheitsinteressen, auch in der historischen und geographischen Di-
mension, weist auf unterscheidbare Strategien der beiden Führungsmächte im Ost-West-
Konflikt: Die USA gründen ihre Sicherheit als maritime Macht auf die Beherrschung der 
Weltmeere und die Präsenz an den Gegenküsten jenseits des Atlantiks und des Pazifiks. 
Die Sowjetunion gründet ihre Sicherheit als Kontinentalmacht auf die Beherrschung eines 
Vorfeldes in der Einfallsrichtung möglicher Invasoren.
Der amerikanischen Militärstrategie der Abschreckungsfähigkeit steht die sowjetische Mi-
litärstrategie der Verteidigungs-, d. h. Kriegsführungsfähigkeit gegenüber. Unterschiedli-
che militärstrategische Kategorien erschweren die Versuche der kooperativen Rüstungs-
steuerung. Die Mitteleuropäer geraten angesichts des strategischen Gleichgewichts zwi-
schen den Führungsmächten bei gleichzeitig fortgesetzter Herrschaftskonkurrenz zuneh-
mend in die Gefahr, als eingrenzbarer Kriegsschauplatz angesehen zu werden. Die Bundes-
republik muß deshalb danach streben, der Abschreckung wegen nicht aus der strategischen 
Deckung durch die USA herauszugeraten, aber auch nicht in Eskalationen des Führungs-
mächtekonflikts unmittelbar hineingezogen zu werden. Europa muß als eigene Sicherheits-
region definiert werden.
Die Weiterentwicklung der Waffentechnik vor allem zu größerer Zielgenauigkeit der Ra-
keten und Geschosse führt eher zu einer Destabilisierung als zu einer Stabilisierung des 
Abschreckungssystems, da dessen Wirkung auf technischen Voraussetzungen wie etwa 
der Fähigkeit zum „zweiten Schlag“ beruht. Die Abschreckung begünstigt das Wettrüsten. 
Unabhängig vom Grad der Spannung oder Entspannung zwischen den Konfliktgegnern fin-
det in West und Ost im Rahmen der von den Militäradministrationen verwalteten Haus-
haltsanteile eine fortgesetzte Rüstungsvermehrung statt.
Jenseits der Abschreckungsdoktrin muß daher nach einer Sicherheitsstrategie gesucht 
werden, die den Widerspruch der Androhung des zu verhindernden Schadens vermeidet 
und die Entmutigung des militärischen Angreifers mit der Ermutigung zur politischen Zu-
sammenarbeit und Rüstungsverminderung verbindet.
Uberlebensvoraussetzung für die Gesellschaften der Industriestaaten ist der politische Zu-
griff auf die Eigendynamik der Instrumente, die Erkenntnis, daß Sicherheit ein Gut ist, das 
Konfliktgegner nur gemeinsam erwerben können, und der Wandel der politischen Moral 
vom Nullsummenspiel der Freund-Feind-Unterscheidung zur Solidarität in der Gefähr-
dungsgemeinschaft einer Menschheit, die über nur begrenzte Ressourcen, aber nahezu un-
begrenzte Mittel zur Vernichtung verfügt. Sicherheitspolitik hat für diesen Wandel die Be-
dingung der Prozeßstabilität zu gewährleisten. Wichtigstes Kennzeichen jedes erreichten 
Zustandes der Stabilität ist die Einstweiligkeit.
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